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Wie es der Zufall so will, teilen die Zentrale Organisation für 
Abfallbewirtschaftung im Kanton Uri und ich das gleiche Ge-
burtsjahr. Wir beide erblickten 1966, vor fünfzig Jahren, das 
Licht der Welt. Es war eine andere Welt als heute. Politisch, 
gesellschaftlich und wirtschaftlich unterschied sie sich zum 
Teil massiv von der heutigen. Besonders augenscheinlich 
sind die Unterschiede beim Kehricht.

Als ich geboren wurde, verbrannten die Urnerinnen und 
Urner den Müll im Garten, oder sie entsorgten ihn wild in 
einem Tobel. Aus den Augen, aus dem Sinn. Alles ganz 
normal. Heute, ein gutes halbes Menschenleben später, 
schaudert uns vor der damaligen Praxis. Warum? Weil wir 
Menschen uns gewandelt haben. Wir tragen Sorge zu ei-
ner intakten Umwelt, setzen auf Nachhaltigkeit, fördern er-
neuerbare Energien und schliessen die Stoffkreisläufe. Wir 
betrachten unseren Müll nicht mehr als Müll, sondern als 
Wertstoff. Darum unterscheidet sich die früher praktizierte 
Abfallentsorgung fundamental von der heute herrschenden 
Abfallbewirtschaftung.

Z U M  G E L E I T

Einen grossen Beitrag für diesen Veränderungsprozess 
leistete in unserem schönen Land am Gotthard der Zweck-
verband für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri, aus dem im 
Lauf der Jahre die heutige ZAKU entstanden ist. Aus Ein-
sicht in die gesellschaftliche Notwendigkeit ihrer Aufgabe 
setzten viele bedeutende Persönlichkeiten einen beträcht-
lichen Teil der eigenen Schaffenskraft in den Betrieb und 
die Entwicklung unserer Organisation. Ihnen und ihrem 
immensen Idealismus widmen wir unsere Festschrift zum 
50-Jahr-Jubiläum. Gleichzeitig danken wir allen unseren 
Partnern, vorab den Gemeinden und dem Kanton, die mit 
uns den Weg durch ein halbes Jahrhundert gegangen sind.

Was das nächste bringt, werden wir sehen. Der Betrieb 
unseres Unternehmens ist dank langfristigen Verträgen auf 
weite Sicht gesichert. An neuen Herausforderungen wird es 
der ZAKU aber bestimmt nicht mangeln. Wird sie das Mono-
pol auf die Entsorgung der Urner Siedlungsabfälle behalten? 
Wird sie auch künftig einen kostengünstigen Service public 
für ganz Uri bieten können? Wie entwickelt sich die Ver-
brennungstechnologie? Und welche Folgen hat das für die 
Schlackenaufbereitung und den Deponiebetrieb in der Eie-
len? Antworten auf diese und andere Fragen wird die ZAKU 
suchen und finden müssen. Langeweile haben wir also auch 
in Zukunft keine. Nichts ist für die ZAKU so aufregend wie 
das, was andere Leute wegwerfen. Nichts ist für uns so 
spannend wie der Kehricht.

Beat Walker
Verwaltungsratspräsident der ZAKU AG
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Seit es den Menschen gibt, produziert er Müll. Sofern es 
sich dabei bloss um eine Bananenschale handelt, ist die 
Entsorgung einfach: Wegwerfen und verrotten lassen. 
Doch mit steigendem Fortschritt und wachsendem Wohl-
stand wird die Sache schwierig. Plötzlich ist der Müll giftig, 
er verrottet nicht mehr, und vor allem wächst seine Menge 
schier ins Grenzenlose. Umso brennender stellt sich nun 
die Frage: Wohin damit?

Mit der Suche nach der richtigen Antwort beauftragten die 
Urner Gemeinden vor fünfzig Jahren den Zweckverband 
für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri. Und natürlich sollte 
die umzusetzende Antwort sauber, günstig und innerhalb 
von Uri sein. Was innerhalb von Uri liegt, lässt sich an den 
Kantonsgrenzen klar festmachen. Aber was heisst sauber 
und günstig? Die Bedeutung dieser beiden Kriterien sollte 
sich im Lauf der Zeit wandeln, und zwar in Abhängigkeit 
des erreichten Wohlstandsniveaus, des herrschenden Um-
weltbewusstseins und der geltenden Gesetze. Ein dyna-
misches Umfeld!

In diesem dynamischen Umfeld konnte der Zweckverband 
gar nicht anders, als sich von Übergangslösung zu Über-
gangslösung zu hangeln. Am Anfang wollte er den Keh-
richt verbrennen, musste aber eine Deponie errichten und 
betreiben. Später wollte er eine Deponie errichten und be-
treiben, musste den Kehricht aber verbrennen. Am Ende 
wollte er beides: verbrennen und deponieren. Und beides 
glückte. Wie genau es dazu kam, erzählen die nachfolgen-
den Seiten in sieben Kapiteln. Das erste Kapitel handelt 

E I N L E I T U N G

von der Gründung und der Arbeitsaufnahme des Zweck-
verbands, das zweite vom Sammeln und Transportieren. 
Thema des dritten Kapitels ist die grosse Urner Kehricht-
krise vom Frühling 1977. Wie sich diese Krise auf lange 
Sicht lösen liess, zeigen das vierte und das fünfte Kapitel. 
Danach führen die beiden Schlusskapitel die Geschichte in 
die Gegenwart.

Nicht nur spannend ist diese Geschichte, sondern auch 
hervorragend dokumentiert. Protokolle von Versammlun-
gen, Sitzungen und Aussprachen, Vertragsentwürfe und 
geschlossene Verträge, Briefe und Berichte: All das ist 
nahezu lückenlos auf uns gekommen. In ihrer Gesamtheit 
vermitteln uns diese Dokumente ein detailreiches Bild – 
nicht nur von der Geschichte des Verbands an sich, son-
dern vor allem auch von der immensen Arbeit, die von den 
Führungspersönlichkeiten, den Mitarbeitenden und allen 
weiteren Beteiligten in den vergangenen fünfzig Jahren 
geleistet wurde. Diese Arbeit im Dienst des Gemeinwe-
sens reichte oft genug an die Grenzen der persönlichen 
Belastbarkeit – und manchmal darüber hinaus. Die Beharr-
lichkeit und die Weitsicht, mit der diese Arbeit dennoch 
geleistet wurde, auch öffentlichen Anfeindungen zum 
Trotz, verdient Bewunderung.



98

5 0 J A H R E
8

Es war höchste Zeit. Die Gemeinden hatten gesäumt. 
«Mit einiger Verspätung», wie das Protokoll ausdrück-
lich vermerkt, begrüsst Anton Zberg aus Schattdorf am 
Nachmittag des 10. Juni 1966 die Herren Delegierten 
der Gemeinden zur Gründungsversammlung und ersten 
Vorstandssitzung des Zweckverbands für Kehrichtbesei-
tigung im Kanton Uri. In Form dieses Verbands wollen 
die Gemeinden den Siedlungsabfall künftig gemeinsam 
sammeln und entsorgen. Alles möglichst sauber, billig 
und innerhalb von Uri. Zu den Gründervätern, die im 
Landratssaal in Altdorf zusammentraten, zählen nebst 
dem Vorsitzenden: Leo Arnold für Altdorf, Theo Dittli für 
Andermatt, Ambros Zgraggen für Attinghausen, Oswald 
Ziegler für Bauen und Realp, Werner Arnold für Bürglen, 
Johann Süess für Erstfeld, Franzsepp Arnold für Flüelen, 
Josef Huber für Göschenen, Willy Walker für Gurtnellen, 
Max Melotti für Hospental, Johann Bissig für Isenthal, 
Josef Arnold für Seedorf, Peter Tresch für Silenen, Jo-
hann Zwyssig für Sisikon, Josef Bissig für Spiringen, Kas-
par Arnold für Unterschächen und Kaspar Baumann für 
Wassen. Einzig Seelisberg fehlt. Die nördlichst gelege-
ne Urner Gemeinde hatte schon früh wissen lassen, sie 
wolle dem Verband erst beitreten, wenn die Verbindung 

Ü B E R  D E M  A B G R U N D

mit einer linksufrigen Strasse am Vierwaldstättersee her-
gestellt sei. Während Seelisberg also fehlt, ist der Regie-
rungsrat an der Gründungsversammlung vertreten: mit 
Sanitätsdirektor Willy Gamma. Ihm zur Seite sitzt Inge-
nieur Giacomo Baldissera vom kantonalen Bauamt, das 
damals auch als Fachstelle für Gewässerschutz diente.

Anton Zberg selber hat ein Heimspiel. Zum einen ist er 
als amtierender Landrat von Schattdorf sozusagen Herr im 
Haus. Zum anderen hat er die vorbereitende Studienkom-
mission geleitet. Die Gründungsversammlung ist denn 
auch ein kurzer Akt. Zuerst stimmen alle Delegierten dem 
Organisationsstatut zu, und zwar ohne Änderungsantrag. 
Der Verbandszweck ist fortan «die gemeinsame Erfüllung 
der Gemeindeaufgaben auf dem Gebiet der Kehricht- und 
Altölbeseitigung». Der Verband ist verpflichtet, den Ge-
meinden den Kehricht, die Industrieabfälle, den Schlamm 
und das Altöl abzunehmen. Erreichen will der Verband 
seinen Zweck «durch das Bereitstellen und den Unterhalt 
von Deponieplätzen und Altölsammelstellen», durch «den 
Bau und Betrieb einer Kehrichtbeseitigungsanlage» so-
wie durch «das Einsammeln und den Transport des Keh-
richts». Verbandsorgane sind der Vorstand, die Betriebs-

T A N Z

Der gesellschaftliche und technologische Wandel der Nachkriegszeit eilt der herkömmlichen 

Kehrichtentsorgung davon. Auf den vielen wilden Deponien in Uri herrschen bald unhaltbare 

Zustände. Anfang der 1960er-Jahre erkennen die Gemeinden, dass sie ihr Kehrichtproblem nur 

gemeinsam lösen können. Nachdem eine Studienkommission alles vorbereitet hat, schlägt im 

Juni 1966 die Geburtsstunde des Zweckverbands für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri.

Gründung,  
Wahlen, Geld  
und Dank
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kommission und die Rechnungsprüfungskommission. Die 
Entscheidungskompetenz in allen wesentlichen Fragen 
liegt beim Vorstand. Jede Verbandsgemeinde bestimmt 
ein Vorstandsmitglied, und jedes Vorstandsmitglied hat 
so viele Stimmen wie die Zahl der Landratssitze der 
Gemeinde. Die Geschäftsführung liegt bei der Betriebs-
kommission; sie besteht aus dem Verbandspräsidenten, 
dem Vizepräsidenten und drei weiteren Vorstandsmitglie-
dern. Nachdem also das Organisationsstatut genehmigt 
ist, erklären die Delegierten den Beitritt ihrer Gemeinde 
zum Verband. Genauso speditiv läuft die anschliessende 
erste Vorstandssitzung. Die Delegierten wählen Anton 
Zberg zum Präsidenten und Franzsepp Arnold zum Vize-
präsidenten. Danach bestimmen sie die Mitglieder für die 
Betriebs- und für die Rechnungsprüfungskommission. Die 

Sitzungs- und Taggelder werden festgelegt, die Betriebs-
kommission erhält die Kompetenz, einen Sekretär und 
Rechnungsführer einzustellen, und die Rechnung der Stu-
dienkommission mit Ausgaben von 8’918.25 Franken wird 
genehmigt, «unter bester Verdankung an den Ersteller». 
Sanitätsdirektor Willy Gamma ist zufrieden und gratuliert.

So weit, so gut. Doch unter der glatten Oberfläche klaff-
te ein tiefer Abgrund. Licht in diesen Abgrund fällt an der 
Gründungsversammlung nur kurz – im Traktandum Ver-
schiedenes. Wegen der «prekären Umstände» ersucht 
Willy Walker den Vorstand, den «Sammeldienst möglichst 
noch dieses Jahr» zu organisieren. Und Ambros Zgraggen 
macht «auf die zum Teil bedenklichen Zustände auf dem 
Kehrichtablagerungsplatz Feldergraben» in Attinghausen 

Die Pfadi Altdorf sammelt Buntmetalle: frühes Beispiel einer Separatsammlung.

Abgrund  
unter der  
schönen  
Oberfläche

aufmerksam. Die kantonale Gewässerschutzstelle solle 
die Frage der dortigen Gewässerverschmutzung «unver-
züglich» abklären. Fehlender Sammeldienst und unzurei-
chende Kehrichtentsorgung: Das ist der Abgrund jener 
Zeit. Die Auswirkungen spürt der ganze Kanton. Noch 
Mitte der 1960er-Jahre haben viele Gemeinden keine ge-
ordneten Kehrichtdeponien. «Die Abfälle werden willkür-
lich längs den Bachläufen deponiert oder sogar direkt in 
die Fliessgewässer geworfen», muss der Regierungsrat 
feststellen (Protokoll vom 16. Januar 1967). «Verschiede-
ne Gemeinden deponieren ihre Abfälle in schutzwürdigen 
Grundwassergebieten, andere haben grosse Schwie-
rigkeiten mit ihren Kehrichtplätzen, da diese aufgefüllt 
und bald keine weiteren Ablagerungen mehr gestatten.» 
Selbst der Deponiebetrieb in der Schwändi, im Dreieck 
von Reuss und Palanggen, wo die Gemeinden Altdorf und 
Attinghausen ihren Kehricht lagern, entspricht laut Regie-
rungsrat «nicht im geringsten» den Vorschriften des Ge-
wässerschutzes. «Die Deponie ist allen zugänglich, nicht 
abgeschrankt und nicht eingezäunt, sodass durch den 
Wind Papierresten und Abfälle durch die ganze Gegend 
verweht werden. Die Wartung ist ungenügend, die Humu-
sierung mangelhaft und dadurch sind auf weite Distanzen 
die unangenehmen Einwirkungen von Gestank, Rauch, 
Russ etc. unvermeidbar.» Wegen der «unhaltbaren Zu-
stände» gehen beim kantonalen Bauamt denn auch wie-
derholt Klagen ein. Aber wie konnte es so weit kommen?

Blenden wir zurück. Nach dem Zweiten Weltkrieg erreich-
ten der technische Fortschritt und das Wirtschaftswachs-
tum neue Dimensionen. Der Wohlstand in der Schweiz 
stieg rasant. Zentralheizungen in den Häusern lösten die 
herkömmlichen Öfen ab. Die Haushalte erhielten fliessen-
des Wasser und Strom. Autos eroberten die Strassen. 
Neue Materialien und Produkte wurden entwickelt, in 
Massen hergestellt, verkauft und verbraucht. Als Folge 
davon wuchs die Kehrichtmenge. Bald war es nicht mehr 

möglich, so wie früher alle Abfälle im Haus zu verbren-
nen oder im Garten zu vergraben. Der Müll landete viel-
mehr auf offenen Halden, und diese begannen zum Him-
mel zu stinken. Während die Gemeinden die Abfuhr des 
Kehrichts auf solche Müllhalden zum Teil noch geordnet 
organisierten, herrschte auf den Deponien selber pure An-
archie. Kurzum: Mit der Art und der Menge der Abfälle 
hatte die Kehrichtentsorgung in der Nachkriegszeit nicht 
mehr Schritt gehalten. Zwischen dem Abfallverhalten der 
modernen Gesellschaft einerseits und der damals prakti-
zierten Kehrichtentsorgung in den Urner Gemeinden an-
dererseits klaffte ein Abgrund. Ihn mit vereinten Kräften 
gemeinsam zu schliessen, dafür war es – wie sich auch 
an der Gründungsversammlung des Zweckverbands zeig-
te – höchste Zeit.

Eine Hauruck-Übung war die Verbandsgründung aber nicht. 
Im Gegenteil: Zweieinhalb Jahre vorher, am 17. Dezember 
1963, hatte sich die vorbereitende Studienkommission un-
ter der Leitung von Anton Zberg konstituiert. Gleich dar-
auf setzte sie einen rechtlich-organisatorischen und einen 
technischen Ausschuss ein. Der technische Ausschuss 
erhielt den Auftrag, die technischen Probleme mit dem 
Einsammeln und der Beseitigung vom Kehricht sämtlicher 
Urner Gemeinden zu studieren. Parallel dazu sollte der 

Vom Wandel 
überrollt

Suche nach  
Lösungen

Altmetallsammelstelle in Attinghausen.
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rechtlich-organisatorische Ausschuss die Statuten für den 
neuen Verband erarbeiten. Als Rechtsgrundlage diente die 
Kantonsverfassung; sie erlaubte Zweckverbände, um ge-
meindliche Aufgaben gemeinsam zu erfüllen.

Der technische Ausschuss legte seinen Bericht bis Mit-
te Februar 1965 vor. Für 30’000 Einwohner errechnete 
er eine jährliche Menge von 5’500 Tonnen Kehricht und 
2’200 Tonnen Klärschlamm. Um diese Tonnagen zu ent-
sorgen, empfahl der Ausschuss den Bau einer eigenen 
Verbrennungsanlage. «Die Verbrennung des Kehrichts 
löst das Problem am radikalsten. Sie entspricht den hy-
gienischen Anforderungen in allen Belangen», heisst es 
im Bericht. Auch Tierkadaver und Metzgereiabfälle lies-
sen sich problemlos verbrennen. Zudem war die Parzelle 
für die Anlage bereits reserviert: bei der Kläranlage Alt-
dorf. Die zentrale Verbrennung erforderte natürlich einen 
gut organisierten Sammeldienst; dafür wurden Offerten 
eingeholt. Am Ende konnte der technische Ausschuss 
die fertige Lösung samt Kostenfolge präsentieren. Der 
Betrieb einer Verbrennungsanlage – mit Verzinsung und 
Amortisation der Anlagekosten in Höhe von 2,5 Millio-
nen Franken – würde jährlich 329’000 Franken kosten. 
Bei 30’000 Einwohnern und jährlich 7’700 Tonnen Abfall 
machte das 43 Franken pro Tonne oder 11 Franken pro 
Einwohner. Hinzu kamen jährlich 7 Franken je Einwoh-
ner für Sammeldienst und Transport. Unter dem Strich 
massiv teurer als jede wilde Deponie, aber noch waren 
ja keine Subventionen eingerechnet. Einziges Problem: 
Verbrennungsanlagen baute man damals erst ab einem 
Einzugsgebiet von 100’000 Einwohnern. Und bis Uri 
seine eigene Anlage hätte, verginge viel Zeit. Als «So-
fort- und Übergangsmassnahme» empfahl der techni-
sche Ausschuss daher die Errichtung und den Betrieb 
von geordneten Deponien. Dort sollte der Kehricht nicht 
mehr wild durcheinander, sondern streng kontrolliert 
eingebracht werden: schichtweise und unter möglichst 

rascher Abdeckung mit inerten Stoffen wie Bauschutt 
oder Humus.

Mit der Suche nach möglichen Deponiestandorten be-
auftragte die Studienkommission das kantonale Bauamt. 
Ende April 1965 legte der zuständige Ingenieur Giacomo 
Baldissera das Projekt für eine zentrale Kehrichtdeponie 
vor. Fündig geworden war er in der Schwändi bei Atting-
hausen. Ein 80 Meter breiter und 600 Meter langer Strei-
fen böte ein Volumen von über 100’000 Kubikmetern. 
Das sollte reichen für zehn bis zwanzig Jahre. Zudem 
bestand die Möglichkeit einer späteren Erweiterung. 
Die massgebende Eidgenössische Anstalt für Wasser-
versorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz 
(EAWAG) stimmte dem gewählten Standort zu – aller-
dings unter der Bedingung, dass nördlich der Deponie 
gegen den See hin kein Grundwasserbezug erfolge. Da-
mit war die Studienkommission einverstanden. An ihrer 
Sitzung vom 24. Mai 1965 gab sie grünes Licht zur Plan-
auflage für die geordnete Deponie Schwändi. An der 
gleichen Sitzung wurden die Verbandsstatuten, die der 
rechtlich-organisatorische Ausschuss entworfen hatte, 
bereinigt und genehmigt. In der Folge beschlossen die 
Gemeindeversammlungen der neunzehn beteiligten Ge-
meinden, dem neuen Zweckverband beizutreten. Damit 
war der Weg frei für die Gründungsversammlung vom 
10. Juni 1966.

Gleich nach ihrer Wahl nahm die Betriebskommission 
des neu gegründeten Verbands die Arbeit auf. Die Kom-
mission wollte zuerst den Sammeldienst organisieren 
und die geordnete Deponie Schwändi errichten. Erst 
danach sollte das Projekt einer eigenen Verbrennungs-
anlage im Detail studiert werden. Mit dem Sammel-
dienst wollte die Betriebskommission einen externen 
Leistungserbringer beauftragen; die entsprechende 
Vergabe war bis Mitte Juni 1967 abschlussbereit. Den 

Sammeldienst  
extern,  
Deponierung 
intern
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zum Ideal
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Deponiebetrieb dagegen wollte die Betriebskommis-
sion in eigener Regie führen. Der Regierungsrat hatte 
beschlossen, dem Verband den Platz in der Schwändi – 
mit Ausnahme des Pachtausfalls und unter Auflagen zu 
Erschliessung und Betrieb – kostenlos zur Verfügung zu 
stellen. Ausserdem gewährte die Regierung eine Sub-
vention von 35 Prozent für das Herrichten der Deponie 
und den Bau der Zufahrtsstrasse. Der Verband schlug 
ein. Am 22. Juni 1967 beschloss der Vorstand einstim-
mig, den Platz zu übernehmen. Ebenso einstimmig be-
schloss er das Bauprogramm im Umfang von 325’000 
Franken. 175’000 Franken entfielen auf die Herrichtung 
der Deponie, 150’000 Franken auf den Bau der Zufahrts-
strasse. Die Betriebskommission erhielt die Kompetenz, 
einen Deponiewart einzustellen und den Auftrag für den 
Sammeldienst im Umfang von jährlich 240’000 Franken 
zu vergeben. Als Sekretär und Rechnungsführer wählte 
der Vorstand den Gemeindeschreiber von Isenthal, Mi-
chael Walker. Er hatte dieses Amt seit dem 5. Juli 1966 
im Provisorium ausgeübt

Damit war alles bereit. Am 1. Juli 1967 konnte der Ver-
band den Sammeldienst und die geordnete Deponie für 
die ersten zehn Gemeinden aufnehmen. Die übrigen 
neun folgten am 1. Januar 1968. Drei Monate zuvor, am 
1. Oktober 1967, hatte Anton Stadler aus Attinghausen 
die Stelle als Deponiewart in der Schwändi angetreten. 
Am 14. Dezember 1967 schliesslich genehmigte der 
Vorstand noch das Reglement für die einheitliche Be-
wertung von angeschlossenen Haushaltungen sowie 
Industrie-, Gewerbe-, Militär- und Landwirtschaftsbe-
trieben sowie das Reglement zur Verteilung der Kosten 
auf die Gemeinden. Die Kosten der Kehrichtbeseitigung 
verteilten sich fortan nach den angeschlossenen Haus-
haltungen und Betrieben, eingeschätzt nach Haushalt-
einheiten. Über die Verteilung der Verwaltungs- und 
Deponiekosten entschied allein die Zahl der Haushalte-

inheiten in einer Gemeinde. Massgebend für die Vertei-
lung der Sammel- und Transportkosten war nebst den 
Haushalteinheiten noch die Zahl der Abfuhren. Jede 
Gemeinde konnte wählen zwischen einmaliger und 
zweimaliger Abfuhr pro Woche, wobei sich die Zahl der 
Abfuhren nach Sommer- und Winterhalbjahr differen-
zieren liess. Wie eine Gemeinde die Gebühren weiter-
verrechnete, blieb ihr überlassen. Selbstredend war das 
neue Regime teurer als das frühere wilde Deponieren. 
Im Gegenzug stand es in allen Teilen im Einklang mit 
den gesetzlichen Vorgaben. Alle Fragen waren noch 
nicht beantwortet, etwa jene nach der Entsorgung von 
Kadavern und Metzgereiabfällen. Trotzdem war das Keh-
richtproblem – nach Massgabe der Zeit – sauber, kos-
tengünstig und innerhalb des Kantons gelöst. In kurzer 
Zeit war es dem neuen Zweckverband gelungen, den 
Abgrund zwischen dem Abfallverhalten der modernen 
Gesellschaft und der unzulänglichen Entsorgungspraxis 
zu schliessen. Er sollte sich bald wieder öffnen.

In der Schwändi bei Attinghausen richtete  
der Zweckverband eine zentrale Urner Kehrichtdeponie ein.
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Das Nachsehen hatten die Pferde. Ihre Zeit als treue 
Zugtiere der Güselfuhren in den Gemeinden war abge-
laufen. Anfang Oktober 1965 sammelte die Pferde-Gü-
selfuhr der Brüder Hans und Josef Arnold zum letzten 
Mal den Kehricht von Altdorf ein. Künftig entsorgte die 
Gemeinde ihren Müll drüben in Attinghausen. Der weite 
Weg zur Deponie Schwändi und die gestiegene Men-
ge verlangten ein höheres Tempo bei der Abfuhr. Die 
Pferde konnten da nicht mehr mithalten. Moderne Mo-
torfahrzeuge mussten her. So beauftragte die Gemein-
de Altdorf mit dem Einsammeln des Kehrichts neu den 
Transporteur Josef Bissig. Er nahm den Dienst am 11. 
Oktober 1965 auf.

Mit dem Engagement von Josef Bissig hatte Altdorf 
sozusagen vorgespurt. Als die Betriebskommission des 
neu gegründeten Zweckverbands für Kehrichtbeseiti-
gung im Kanton Uri knapp zwei Jahre später den Sam-
meldienst für das ganze Verbandsgebiet an einen exter-
nen Leistungserbringer vergeben wollte, stand Josef 
Bissig bereit. Er ging als Sieger aus der Vergabe hervor. 

E Q U I P E N  R Ä U M E N  A B

Am 26. Juni 1967 beschloss die Betriebskommission, 
den Sammeldienst an die Firma Josef Bissig Transpor-
te zu vergeben. «Damit ist für heute ein Geschäft von 
grosser Bedeutung erledigt worden», heisst es im Sit-
zungsprotokoll. Und von grosser Tragweite, darf man 
ergänzen. Der Vertrag wurde vorerst auf zehn Jahre 
geschlossen, doch die Zusammenarbeit zwischen dem 
Zweckverband und dem Transportunternehmen Bissig 
sollte bis zum Ende des Jahrtausends halten. Allerdings 

D R E I

Kehricht einsammeln und abtransportieren: Diese Aufgabe überträgt der Verband von Beginn 

an dem Transporteur Josef Bissig aus Altdorf. In den ersten Jahren kommt der gesamte Urner 

Kehricht auf die Deponie Schwändi in Attinghausen; später führen die Transporte zu Verbren-

nungsanlagen ausserhalb des Kantons. Mit der steigenden Kehrichtmenge steigt auch der Be-

darf an Fahrzeugen und Personal. Bald stehen für Sammlung und Transport permanent drei 

Equipen im Einsatz.
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Eine  
wegweisende 

Vergabe

In Altdorf gehörte die Pferde-Güselfuhr  
noch bis zur Mitte der 1960er-Jahre zum Dorfbild.
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«Von der Güselfuhr träume ich heute noch», sagt Josef Bis-

sig. Kein Wunder: Der frühere Altdorfer Transportunter-

nehmer besorgte im Auftrag des Zweckverbands ein halbes 

Arbeitsleben lang den Sammel- und Transportdienst. Im Ju-

biläumsjahr der ZAKU – 2016 – lebt Josef Bissig in seinem Al-

terswohnsitz Engelberg. «An meiner Arbeit hatte ich immer 

Freude», sagt der 87-Jährige. «Den Sammeldienst für den 

Verband zu organisieren, war nicht so schwer», meint Josef 

Bissig. Bevor er die Arbeit für den Verband übernahm, hatte 

er bereits für die Gemeinde Altdorf die Abfuhr gemacht.

In den ersten zehn Jahren gingen alle Fuhren zur Kehricht-

deponie Schwändi bei Attinghausen. Doch dann, gegen Ende 

April 1977, war die Deponie voll – und kein Ersatz in Sicht. 

«Es war an einem Mittwoch», erzählt Josef Bissig. Verband-

spräsident Anton Zberg habe angerufen und gesagt: «Josef, 

ab Montag musst Du keine Güselfuhr mehr machen. Die Ge-

meinden müssen jetzt selber schauen, wie sie den Abfall ent-

sorgen.» Josef Bissig aber hatte Fahrzeuge und Personal un-

ter Vertrag. «Einfach so aufhören konnte ich nicht.» Darum 

habe er dem Präsidenten gesagt: «Lass mir einen Tag Zeit.»

Nach einer schlaflosen Nacht rief Josef Bissig der Reihe 

nach die nächstgelegenen Kehrichtverbrennungsanlagen 

an. Die Liste der Telefonnummern hatte er vom Vertreter 

der Firma Ochsner erhalten. Fündig wurde Josef Bissig am 

Ende in Hinwil. «Der Chef der Kehrichtverwertung Zürcher 

Oberland, ein Offizier, sagte mir am Telefon, er kenne den 

Kanton Uri vom Militärdienst her sehr gut und werde den 

Urner Abfall zur Verbrennung übernehmen.» Gleich nach 

dem Gespräch fuhr Josef Bissig mit seinem Privatauto los, 

um die Strecke nach Hinwil zu erkunden: «Axen, Sattel, 

Seedamm, 65 Kilometer.» Am Abend rief er Anton Zberg an. 

«Ich habe eine Lösung gefunden», sagte er ihm. «Ab Mon-

tag fahre ich mit dem Abfall nach Hinwil.» Darauf habe An-

 

Josef Bissig

ton Zberg gesagt: «Spinnst Du?» «Nein, ich spinne nicht», 

antwortete Josef Bissig. «Wir müssen nur noch die Details 

regeln.» Einen Moment lang habe er, Josef Bissig, noch den 

Gedanken gehegt, den Sammel- und Transportdienst  künf-

tig im direkten Auftrag der Gemeinden auszuführen – also 

ohne Zweckverband. «Doch diesen Gedanken verwarf ich 

wieder», erzählt Josef Bissig. «Am Montag drauf fuhren wir 

nach Hinwil, 26 Wagen pro Woche. Wir kriegten es hin.»

Dann kam der 1. Mai 1978. Feiertag im Kanton Zürich, aber 

nicht in Uri. Josef Bissig vereinbarte mit dem Platzchef 

von Hinwil, dass er nachmittags um 15.00 Uhr mit drei 

Kehrichtwagen eintreffen werde. Den einen Wagen steu-

erte Josef Bissig selber. Um 14.30 Uhr, eine halbe Stunde 

zu früh, traf die Kehrichtkolonne aus Uri in Hinwil ein. 

Während Josef Bissig und seine Chauffeure vor dem Tor zur 

Verbrennungsanlage warteten, kreuzte ein Streifenwagen 

der Polizei auf. Die beiden Polizisten seien ausgestiegen, 

erzählt Josef Bissig, und der eine habe gesagt: Der Mist, 

den ihr da bringt, wird heute nicht geleert. «Das ist nicht 

Mist, sondern Kehricht, und der wird heute hier geleert», 

entgegnete Josef Bissig. «Vielleicht sagte ich noch ein we-

nig mehr und ein wenig zu viel», räumt er rückblickend 

ein. Jedenfalls folgte ein Wortgefecht, und kurz darauf 

traf ein zweiter Streifenwagen ein. Damit waren bereits 

vier Polizisten vor Ort. «Schämt euch», sagte Josef Bissig. 

Und: «Ihr könnt ja vor meinen Güselwagen stehen. Dann 

schauen wir, wer stärker ist.» Bevor die Situation vollends 

eskalierte, erschienen der Torwart und der Chef der Ver-

brennungsanlage. Zwar konnte der Chef die Sache regeln; 

doch danach wurden Josef Bissigs Fuhren ständig von der 

Polizei kontrolliert.

Die Kontrollen trugen auch Bussen ein – insgesamt über 

10’000 Franken. «Das Gesamtgewicht des Wagens über-

Alpträume mit der Zürcher Polizei
schritt die zulässigen 16 Tonnen zwar nie, doch die Belas-

tung der Hinterachse war jeweils zu hoch», erzählt Josef 

Bissig. «Dieses Problem hatten alle Kehrichtwagen in der 

Schweiz.» Für den Kanton Uri brauchte Josef Bissig keine 

Spezialbewilligung; für den Kanton Zürich kriegte er trotz 

allen Bemühungen keine. «Nirgends erhielt ich Hilfe.» Auf-

grund dieser Lage wollten Josef Bissigs Chauffeure denn 

auch nicht mehr nach Hinwil fahren. So setzte sich der 

Chef weiterhin selber ans Steuer. «Einen Monat lang fuhr 

ich viermal pro Tag von Altdorf nach Hinwil und wieder zu-

rück», erzählt er. «Morgens um 4.00 Uhr ging es los; zum 

Mittag hatte ich eine Wurst mit Brot.» Die Bussenflut stopp-

te erst, als Josef Bissig neue Kehrichtwagen mit Vorlauf

achse anschaffte. Bald darauf wurden die gesetzlichen Ge-

wichtslimiten erhöht, sodass alles wieder in beste Ordnung 

kam. «Geblieben ist der Horror vor der Polizei», sagt Josef 

Bissig. «Er verfolgt mich noch heute bis in meine Träume.» 

Ein halbes Arbeitsleben lang stand  
Josef Bissig für den Zweckverband im Einsatz.
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hatte die Vergabe ein übles Nachspiel. Ein unterlegener 
Mitbewerber beschwerte sich telefonisch beim Ver-
bandspräsidenten Anton Zberg, und zwar jenseits von 
allem Anstand. «Präsident Zberg hat dann das Telefon-
gespräch unterbrochen», überliefert das Protokoll der 
Betriebskommissionssitzung vom 7. Juli 1967. Ein ande-
rer Mitbewerber reichte beim Regierungsrat Beschwer-
de ein. Der Regierungsrat trat nicht darauf ein.

Am 1. Juli 1967 startete der Verband den Sammel-
dienst in den ersten zehn Gemeinden. Die übrigen neun 
folgten am 1. Januar 1968. Seelisberg – nicht Mitglied 
des Verbands – war an den Kehrichtsammeldienst von 
Nidwalden angeschlossen. Sammelzeiten und Entsor-
gungsrouten in Uri legte die Betriebskommission im 
Einvernehmen mit den Gemeinden und dem Transpor-
teur fest. Im Sommer reichte der Sammeldienst bis auf 
die Alpenpässe und den Urnerboden; im Winterhalbjahr 
blieb er wegen Schnee und Eis eingeschränkt. Aufga-
be des Transporteurs war, den Kehricht einzusammeln, 
diesen auf den Deponieplatz Schwändi in Attinghausen 
zu transportieren und dort abzuladen. Die Einstellung 
des erforderlichen Personals war Sache des Transpor-
teurs. Gleiches galt für die Bereitstellung der Fahrzeuge, 
wobei sie im Einvernehmen mit dem Verband erfolgen 
musste. Im ersten vollen Jahr – 1968 – hatte der Sam-
mel- und Transportauftrag von Josef Bissig ein finanziel-
les Volumen von knapp 240’000 Franken.

Für den Sammel- und Transportdienst hatte Josef Bissig 
den Einsatz von drei Wagen offeriert. Von Juli bis Sep-
tember 1967 stand der erste im Einsatz; gleich danach 
folgte der zweite. Und bald waren alle drei offerierten 
Fahrzeuge voll ausgelastet unterwegs – jedes mit einem 
Chauffeur und zwei Beladern. Die Fahrzeuge stammten 
von Magirus Deutz. Als Aufbau trugen sie ein Sammel-
system namens Swiss-Colectomatic. Es fasste 14,5 Ku-

bikmeter und eignete sich für Mülleimer, Normcontainer, 
Kehrichtsäcke und Sperrgut. In welchen Behältern der 
Kehricht an die Strasse zu stellen war, hatte der Verband 
frei gelassen. Er empfahl indes sogenannte Ochsner-
kübel: feuerverzinkte Blecheimer der J. Ochsner AG 
aus Zürich. Herausragendes Konstruktionsmerkmal 
waren der Klappdeckel mit einer Lasche mit Loch und 
ein Bügel auf der Vorderseite. Haushalte und Betriebe 
durften aber auch Säcke und andere geeignete Gefässe 
verwenden. Natürlich führte der vom Verband gewähr-
te Freiraum zu Missverständnissen. «Aus Erstfeld und 
Hospental sind Beschwerden eingegangen, dass das 
Personal vom Sammeldienst brauchbare Eimer und Ge-
fässe aufgeladen hat», vermerkt das Sitzungsprotokoll 
der Betriebskommission vom 23. September 1969. «Of-
fenbar gingen bei der Beurteilung des Zustandes der be-
reitgestellten Kehrichtgefässe die Ansichten zwischen 
Sammeldienst und Eigentümer stark auseinander.»

Solch kleine Probleme löste Transporteur Josef Bissig 
meist direkt mit den Betroffenen. Grösseres Kopfzer-
brechen bereitete den Verantwortlichen im Verband die 
Abfallmenge. Erstens war sie von Beginn an grösser als 
erwartet; zweitens nahm sie schnell zu. Mehr Kehricht 
und mehr Haushalte riefen laufend nach Routenerwei-
terungen und höheren Sammelkapazitäten. Bereits am 
15. November 1971 bewilligte die Betriebskommission 
die Anschaffung eines vierten Fahrzeugs. Zwar blieben 
weiterhin nur drei Equipen – insgesamt drei Chauffeure 
und sechs Belader – im Einsatz, aber die Kosten wuch-
sen ständig weiter. Der Verband studierte daher auch 
Massnahmen zur Rationalisierung. Am 17. Dezember 
1971 beschloss der Vorstand, dass der Kehricht von 
Wohnhäusern ab sechs Wohnungen neu in Containern 
bereitzustellen sei. In diese Container durfte man auch 
Müllsäcke werfen. Ansonsten bevorzugte der Verband 
weiterhin das Kesselsystem. Um den Sammeldienst zu 

Freie Wahl  
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entlasten, diskutierte die Betriebskommission übrigens 
bereits am 23. Oktober 1972 die Einführung einer ver-
ursachergerechten Kehrichtsackgebühr. «Die Anregung 
soll weiter geprüft werden», hält das Protokoll fest. Bis 
zur Einführung der Gebühr sollten indes noch zwanzig 
Jahre verstreichen.

Nebst der Betriebskommission suchte auch der Trans-
porteur nach Möglichkeiten, den Sammeldienst zu rati-
onalisieren. So erneuerte er laufend den Fahrzeugpark. 
Eine besondere Herausforderung war der Sammeldienst 
in Gebieten, die mit dem Wagen nicht oder nur zeitweise 
erreichbar waren. Dazu zählten das Haldi, die Eggberge, 
das Brüsti, die Göscheneralp oder Gurtnellen Dorf. Ein 
Spezialfall war der Urnerboden jenseits des Klausenpas-
ses. Während der Sperrung des Passes im Winterhalb-
jahr pausierte die Abfuhr, und der Kehricht landete in ei-
ner Deponie auf Allmendboden. Im Jahr 1976 beschloss 
die Korporation Uri, dass sie diese Deponie nicht län-
ger toleriere. Der Verband und die Gemeinde Spiringen 
mussten eine neue Lösung suchen. Sie fanden sie. Im 
Sommer holte Josef Bissig den Kehricht ab; im Winter 
führte die Firma Otto Walker Transporte, Urnerboden, 
den Kehricht zur Verbrennung nach Niederurnen.

Ende 1977 konnten Verband und Josef Bissig die zehn-
jährige Zusammenarbeit feiern. Zwar hatten erweiterte 
Routen, gewachsene Abfallmengen und steigende Teu-
erung die Kosten für den Sammel- und Transportdienst 
seit 1967 nahezu verdreifacht; doch das Einsammeln 
und Wegführen des Kehrichts funktionierte meist gut 
und zuverlässig. Als der Vertrag zwischen Verband und 
Transporteur am 31. Dezember 1977 auslief, hatte keine 
Seite gekündigt. So verlängerte sich die Zusammenar-
beit in der bisherigen Form automatisch um zwei weite-
re Jahre. Noch immer konnten die Urner und Urnerinnen 
ihren Kehricht in Säcken, Containern, Abfalleimern und 

Schachteln an die Strasse stellen. Getrennt gesammelt 
und abgeführt wurden nur Papier und Glas. Die Papier-
sammlung war Sache der einzelnen Gemeinden bezie-
hungsweise von privaten Organisationen; mit dem Sam-
meln und Wegführen von Altglas hatte die Baldini AG 
aus Altdorf in eigener Regie begonnen – natürlich mit 
dem Segen des Verbands.

Eine weitreichende Veränderung für die Kehrichttrans-
porte brachte der Frühling 1978. Damals musste der 
Verband die Deponie Schwändi in Attinghausen endgül-
tig schliessen. Von da an ging der Urner Kehricht nach 
auswärts zur Verbrennung: bis Ende 1984 nach Hinwil, 
von 1985 bis Herbst 1992 nach Oftringen, später nach 
Horgen. Mit den bisher eingesetzten Sammelwagen 
liessen sich pro Fahrt knapp 6 Tonnen Müll transportie-
ren. Viel zu wenig, um die Transporte über die längere 
Distanz wirtschaftlich betreiben zu können. Daher ent-
schloss sich Josef Bissig, einen vierachsigen Transpor-
ter einzusetzen. Zusätzlich benötigte er weiteres Perso-
nal für die Fernfahrten. So standen für den Sammel- und 
Transportdienst im Jahr 1981 bereits zehn Personen 
dauernd im Einsatz: drei Chauffeure und sechs Belader 
für die drei Sammelequipen sowie ein Chauffeur für die 
Fahrten zur Verbrennungsanlage.

Auf Ende 1981 lief der bisherige Vertrag mit Transpor-
teur Josef Bissig erneut ab. Mit Blick darauf schrieb 
der Verband den Sammeldienst und den Abtransport 
des Kehrichts neu aus. Das preisgünstigste Angebot 
unterbreitete – Josef Bissig. Er erhielt denn auch den 
Zuschlag. Den Rahmenvertrag hiess der Vorstand am 5. 
Dezember 1981 einstimmig gut. Er galt auf unbestimm-
te Zeit und richtete sich weitestgehend nach Arbeits- 
und Kilometeransätzen. Für den Sammeldienst in Uri 
hatte Josef Bissig von Montag bis Freitag dauernd drei 
Equipen – bestehend aus je einem Chauffeur und zwei 

Spezialfälle  
zuhauf Urner Abfall  

geht auf  
Reisen

Der Alte  
ist der Neue

Gut und  
zuverlässig

Beladern – im Einsatz zu halten. Für den Ferntransport 
zur Verbrennungsanlage musste jeweils ein Chauffeur 
bereitstehen. Der Maschinenpark bestand damals aus 
sechs Fahrzeugen, alle von Magirus Deutz. Die Aufbau-
ten hiessen Collectomatic und Mammut. Das stärkste 
Fahrzeug, ein Vierachser, fasste 23 Kubikmeter Müll.

Eine augenscheinliche Neuerung im Sammeldienst 
brachte der 1. Juli 1983. Von diesem Tag an leerte die 
Kehrichtabfuhr keine Ochsnerkübel mehr. Zudem wur-
den Sackgassen ohne genügende Wendemöglichkeit 
nicht mehr befahren. Somit verringerte sich die Zahl der 
Strassensammelstellen, und das Zeitalter der Kehricht-
säcke begann. Um alle Routen weiter zu optimieren, 
fuhr Verbandspräsident Rudolf Brügger im Spätsommer 
und Herbst 1985 höchstpersönlich im Kehrichtwagen 
mit, und zwar gemeinsam mit einer Vertretung aus der 
jeweils zu überprüfenden Gemeinde. Die Aktion münde-
te sehr erfolgreich in einen neuen Routenplan für jede 
Gemeinde. Ein kleiner Fauxpas ereignete sich allerdings 
im Urserental. Bei Hospental musste der Verband im 
Nachhinein eine Entschuldigung anbringen, wie das 
Protokoll der Betriebskommissionssitzung vom 27. Sep-
tember 1985 vermerkt, «da der Gemeindevertreter zum 
angegebenen Zeitpunkt anwesend war, jedoch der Keh-
richtwagen infolge schlechten Wetters und wenig Keh-
richt bereits die Gemeinde passiert hatte.» Dem kleinen 
Fauxpas zum Trotz dankte der Vizepräsident dem Präsi-
denten «für seine aufopfernde Aufgabe».

In der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre erlebte der 
Sammel- und Transportdienst – abgesehen von wei-
teren Optimierungen bei den Routenplänen und der 
laufenden Erneuerung des Fahrzeugparks – keine 
grundsätzlichen Änderungen mehr. Die Kehrichtmenge 
wuchs nicht mehr allzu stark, womit die Zahl der im 
Einsatz stehenden Chauffeure und Belader konstant 

bleiben konnte. Hingegen sah sich Josef Bissig im Jahr 
1989 gezwungen, ein siebtes Fahrzeug anzuschaffen; 
wegen der Ausdehnung des Siedlungsgebiets waren 
die Routen wieder länger geworden. Wäre alles weiter 
gegangen wie bisher, so hätte Josef Bissig in einigen 
Jahren wohl ein achtes Fahrzeug zulegen und wieder 
mehr Personal zum Einsatz bringen müssen. Aber es 
ging nicht weiter wie bisher. Das Jahr 1992 brachte 
einen weitreichenden Umbruch im Urner Kehricht
wesen. Doch davon später mehr.

Ein Präsident  
auf Achse

Das Wachstum  
endet

Kehrichtwagen in Andermatt:  
Im Sommer reichte der Sammeldienst bis hinauf zu den Alpenpässen.
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Im Frühling 1977 erschüttert ein mittleres politisches Be-
ben den Kanton Uri. Es trägt den Namen Kehrichtkrise. 
Der Zweckverband sieht sich mit dem Vorwurf konfron-
tiert, er stecke den Kopf in den Sand. Die Gemeindebe-
hörden werden in Leserbriefen verdächtigt, ihre Verant-
wortung vernachlässigt zu haben. Und in der Aprilsession 
des Landrats – vor dem Regierungsrat – rügt CVP-Mann 
Ernst Aschwanden aus Bürglen mit über vierzig Mitunter-
zeichnern in einer dringlichen Interpellation die «St.-Flo-
rians-Politik» beim Urner Müll. Angesichts dieser Lage 
muss der Zweckverband auf Ende Mai eine ausserordent-
liche Vorstandssitzung einberufen. Was war geschehen?

Der Auslöser für das politische Beben namens Keh-
richtkrise lag rechts vom Palanggenbach. Das Gebiet 
Schwändi in Attinghausen war die früheste Antwort 
des Verbands auf die Frage, wie sich der Urner Kehricht 
möglichst billig, sauber und innerhalb der Kantonsgren-
zen entsorgen liess. 1967 hatte der Verband die Deponie 
Schwändi in Betrieb genommen, um den Urner Müll zu 
lagern. Freilich nur als Übergangslösung, bis zum Betrieb 
einer zentralen Urner Kehrichtverbrennungsanlage. Die 
Planung einer solchen Anlage trieb der Verband denn 

D E P O N I E R E N ,  D A N N  V E R B R E N N E N

auch zügig voran. Drei Standorte wurden geprüft: bei der 
Kläranlage Altdorf, bei der Deponie Schwändi und bei der 
Dätwyler AG in Schattdorf. Am Ende fiel die Wahl auf 
Schattdorf. Die anfallende Wärme sollte an die Dätwy-
ler AG und die Munitionsfabrik Altdorf verkauft werden. 
Die Schattdorfer Gemeindeversammlung stimmte dem 
gewählten Standort am 9. Dezember 1974 zu. Das dama-
lige Projekt rechnete mit Kosten von rund 20 Millionen 
Franken. Der Zweckverband hoffte noch auf Lieferungen 
aus der Region Innerschwyz, zumal die Deponie Berner-
höhe bei Goldau nur noch wenige Jahre zur Verfügung 
stand. Doch die Schwyzer Gemeinden wollten ihren Müll 
dann doch nicht in Uri verbrennen lassen. Daher fasste 
der Zweckverband den Bau einer kleineren Anlage ins 
Auge. Am 11. Dezember 1976 bewilligte der Vorstand 
einen Planungskredit von 80’000 Franken. Er wollte Klar-
heit über die Kosten für eine eigene Verbrennungsanlage 
einerseits und – als Alternative – für eine Verladestation 
zum Abtransport des Kehrichts andererseits.

Um den Urner Müll in eine ausserkantonale Verbren-
nungsanlage zu bringen, wären zu jener Zeit täglich 
zwei Eisenbahnwagen mit je zwei Stopfcontainern nötig 

E R S T

Wohin mit dem Urner Kehricht? Deponieren oder verbrennen? In Uri oder ausserhalb? Die 

Suche nach Antworten auf diese Fragen hält den Zweckverband in den ersten beiden Jahr-

zehnten seit seiner Gründung auf Trab. Im Bann des Kehrichts steht zeitweise der ganze Kan-

ton. Er muss am Ende erkennen: Eine gleichermassen saubere wie billige wie innerkantonale 

Entsorgung des Kehrichts war in jener Zeit auf Dauer nicht zu haben.

Nur eine  
Übergangs- 

lösung

Keine Ersatz,  
nirgends
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gewesen. Aber statt ausserkantonal oder innerkantonal 
verbrannt zu werden, landete der gesamte Müll weiter-
hin auf der Deponie Schwändi. Sie füllte sich zusehends, 
und zwar schneller als ursprünglich erwartet. Gegen 
erste Widerstände aus der Bevölkerung war es dem 
Verband in den Jahren 1973 und 1974 noch gelungen, 
die Deponie um eine zweite Etappe zu erweitern; damit 
verbunden musste der Feldergraben mittels einer 600 
Meter langen Leitung in die Reuss entwässert werden. 
Zur gleichen Zeit begann aber bereits die Suche nach 
weiterem Deponieraum. An erster Stelle stand eine drit-
te Etappe beim Palanggenbach. In Erwägung gezogen 
wurden zudem die Steinbrüche von Attinghausen, das 
Isenthaler Tobel, der Brückenstalden bei Bürglen und 
der Rittacher in Seedorf. Alles vergebens. Mal wären Er-
richtung und Betrieb einer Deponie zu teuer gewesen, 
mal stand der Gewässerschutz entgegen, mal stiess 
ein Vorhaben auf heftigen Widerstand der Bevölkerung. 
So lehnte die Gemeindeversammlung von Seedorf am 
9. Dezember 1977 eine Deponie im Rittacher ab, und 
gegen eine dritte Etappe beim Palanggenbach lief die 
Bevölkerung buchstäblich Sturm. Knapp hundert Bürger 
empörten sich in einer Einsprache – mit Erstunterzeich-
ner Oswald Wyrsch – über die drohende Entwertung 
ihrer Liegenschaften durch Gestank und Rauch, über 

die unzulässige Gefährdung der Gesundheit und die 
Verschmutzung der Gewässer. Auch der Gemeinderat 
Attinghausen und der Urner Bauernverband lehnten das 
Vorhaben ab. Ausserdem wurde die für die Erweiterung 
erforderliche Rodung von Wald aus wasserbaulichen 
und forstpolizeilichen Gründen abgelehnt, sowohl vom 
Eidgenössischen Oberforstinspektorat als auch von der 
Urner Regierung. «Überall, wo man Güsel deponieren 
will, kommen die Einsprachen», meinte damals Giaco-
mo Baldissera, Leiter des kantonalen Gewässerschutz-
amtes, gegenüber der Tageszeitung «Luzerner Neuste 
Nachrichten» (Ausgabe vom 5. März 1977); niemand 
schätze einen Güselhaufen vor seinem Haus.

Es kam, wie es kommen musste. Im April 1977 war die 
Deponie Schwändi voll. Eine Ersatzdeponie war in ganz 
Uri nicht vorhanden, und die Verbrennungsanlage in 
Schattdorf existierte noch nicht einmal auf dem Papier 
richtig. So blieb dem Verband vom 25. April an nichts an-
deres übrig, als den Kehricht über die Kantonsgrenzen 
hinaus nach Hinwil im Zürcher Oberland zu transportie-
ren und dort verbrennen zu lassen. Für Hinwil eine will-
kommene Auslastung der freien Kapazitäten, für Uri eine 
teure Notlösung! Zu jener Zeit fallen aus den Verbands-
gemeinden – alle ausser Seelisberg – wöchentlich 160 
Tonnen Abfall an. Beliefen sich die Transport- und Abla-
gerungskosten im Fall der Deponie Schwändi bis anhin 
auf 70 bis 80 Franken pro Tonne, so schlagen Umlad, 
Transport und Verbrennung in Hinwil nun mit zusätzlichen 
70 Franken pro Tonne zu Buch. Aufs Jahr gerechnet wür-
den sich die Mehrkosten auf weit mehr als eine halbe 
Million Franken summieren. Ein finanzieller Schock! Die 
Schuldigen sind schnell zur Hand: im Zweckverband, der 
den Kopf in den Sand gesteckt habe; in den Gemeinde-
behörden, die ihre Verantwortung vernachlässigt hätten; 
im Regierungsrat, der die «St.-Florians-Politik» geduldet 
habe. Die Kehrichtkrise vom Frühling 1977 war perfekt.

Notlösung  
in Hinwil

Im April 1977 war die Deponie Schwändi voll.  
Die grosse Urner Kehrichtkrise begann.

Als der Vorstand des Zweckverbands Ende Mai 1977 
zur ausserordentlichen Sitzung zusammentritt, bewilligt 
er zunächst die erforderlichen Mittel für die Notlösung 
Hinwil. Sodann versucht er, diese Notlösung so kurz wie 
möglich zu halten. Darum erhält die Betriebskommission 
die Kompetenz, die nötigen Schritte für neuen Deponie-
raum in Attinghausen und Bürglen in die Wege zu leiten. 
In Attinghausen hatte der Gemeinderat inzwischen sig-
nalisiert, er biete Hand für eine kurzfristige Übergangslö-
sung bei der bisherigen Deponie. In Bürglen zeichne sich 
eine längerfristige Lösung im Brückenstalden ab, womit 
das Deponieren für weitere zehn bis zwölf Jahre gesi-
chert wäre, erklärt Verbandspräsident Anton Zberg. Weni-
ge Tage später, in der Landratssession vom 8. Juni 1977, 
beantwortet der Urner Gesundheitsdirektor Franz Acher-
mann die dringliche Interpellation, die Ernst Aschwanden 
zwei Monate zuvor eingereicht hat. Die Beseitigung des 
Kehrichts sei eine Angelegenheit der Gemeinden, sagt 
Franz Achermann. Die Regierung habe als Aufsichtsorgan 
über den Zweckverband indes angeordnet, dass der Ver-
band mittel- und langfristige Lösungen studieren müsse. 
Dazu zählen mittelfristig die Weiterführung der Deponie 
in Attinghausen oder die Errichtung einer Deponie im Brü-
ckenstalden bei Bürglen, langfristig der Bau einer eigenen 
Verbrennungsanlage in Schattdorf, der Transport des Keh-
richts nach Zürich oder die Errichtung einer Deponie in 
den Steinbrüchen von Attinghausen. Die billigste Lösung 
wäre, die Deponie Schwändi weiterzuführen, meint der 
Gesundheitsdirektor. Alle diese Vorschläge sind nicht neu. 
Verband und Gemeinden hatten das Problem ja schon 
früh erkannt und auch frühzeitig zu lösen versucht, wenn 
auch ohne Erfolg. Zudem war der eine Vorschlag – der 
Transport des Kehrichts nach Zürich – inzwischen bereits 
verwirklicht, obgleich als Notlösung. Die damals erhobe-
nen Vorwürfe eines behördlichen Versagens zielten also 
entschieden zu kurz. In der landrätlichen Diskussion vom 
8. Juni 1977 forderte Josef Furger (CVP, Altdorf) zwar 

noch den Rücktritt von Verbandspräsident Anton Zberg. 
Rudolf Brügger, SP-Landrat aus Erstfeld und selber Mit-
glied der Betriebskommission, wies jedoch alle Vorwürfe 
zurück. Er zeigte auf, welche Anstrengungen der Verband 
in den zurückliegenden Jahren unternommen hatte, um 
die Kehrichtfrage zu lösen. Und er erklärte dann, bereits 
Ende Sommer werde der Verband ein Projekt vorlegen, 
um die Krise zu meistern.

In der Tat konnte der Verband die Mülltransporte nach 
Hinwil bereits am 20. Juni 1977 wieder einstellen. 
Sechs Tage zuvor hatte er mit der Gemeinde Attinghau-
sen eine letzte Verlängerung für die Deponie Schwändi 
aushandeln können: bis Ende März 1978. Die Lösung 
für die Zeit danach behandelte der Verband am 9. De-
zember 1977. Der Vorstand beschloss, auf den Bau 
einer Verladestation zum langfristigen Abtransport des 
Kehrichts in eine ausserkantonale Verbrennungsanlage 
zu verzichten; das Projekt nördlich des Bahnhofs Altdorf 
hätte rund 3,2 Millionen Franken gekostet. Stattdessen 
sollte die Betriebskommission das Projekt einer eigenen 
Verbrennungsanlage in Schattdorf vorantreiben. Diese 
Anlage – Kostenpunkt nunmehr 14,5 Millionen Franken 
– würde indes frühestens in 32 Monaten betriebsbereit 
sein. Bis dahin sollte eine neuerliche Erweiterung der 
Deponie Schwändi den Urner Müll schlucken. Der Vor-
stand genehmigte das betreffende Projekt samt einem 
Kredit in Höhe von 100’000 Franken.

Die Baupläne für die Deponieerweiterung wurden am 12. 
Januar 1978 öffentlich aufgelegt. Wenige Tage später ha-
gelte es Einsprachen, sowohl vom Gemeinderat Atting-
hausen als auch von Privatpersonen. Schliesslich setzte 
der Gemeinderat eine Aussprache zu diesem Thema auf 
die Traktandenliste der Gemeindeversammlung vom 28. 
Februar 1978. Mit 130 Anwesenden oder 20 Prozent der 
Stimmbürger wurde es die bestbesuchte Versammlung 
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Am 1. Juli 1967 eröffnet der Zweckverband für Kehrichtbe-

seitigung im Kanton Uri im Dreieck von Reuss und Palang-

gen die Deponie Schwändi. Zweifellos ein Erfolg für den 

neu gegründeten Verband, gleichzeitig aber der Beginn 

einer langen Leidensgeschichte. Mittendrin stand der ers-

te Präsident des Verbands: Anton Zberg. Er trug die obers-

te Verantwortung für den geordneten Betrieb gemäss den 

Deponierichtlinien des Bundes und den Auflagen des 

Urner Regierungsrats. Eine Abnahmepflicht bestand für 

Kehricht, Industrieabfälle, Schlamm und Altöl. Für Altöl 

richtete der Verband auf der Schwändi eigens eine Sam-

melstelle ein. Nicht angenommen wurden Gifte, explosi-

ve Stoffe und Bauschutt. Anton Stadler, den der Verband 

am 1. Oktober 1967 als Deponiewart eingestellt hatte, 

nahm die Ladungen der Kehrichtwagen und – gegen Ent-

gelt – auch private Anlieferungen an Ort und Stelle entge-

gen. Ausgerüstet mit einem Trax, brachte er den Kehricht 

schichtenweise ein und deckte ihn mit Humus schön zu.

Aber eben: Mit der Eröffnung der Schwändi begann auch 

eine lange Leidensgeschichte. Praktisch ab dem ersten 

Tag gingen laufend Beschwerden ein. Die Bevölkerung 

klagte über den Gestank. Ausserdem trugen Föhn und 

Bise immer wieder Abfall über den Zaun in benachbarte 

Liegenschaften – vor allem bei den Leerungen der Keh-

richtfahrzeuge. Doch damit nicht genug. Ein grosses Pro-

blem für den Verband war das unerlaubte Deponieren von 

Gift und Bauschutt. Wenn nachts wieder einmal jemand 

seinen Abfall wild deponiert hatte, musste anderntags die 

Polizei ausrücken. Oder der Deponiewart musste selber 

ausrücken und ein Feuer löschen, weil jemand Sperrgut 

auf die Deponie gebracht und angezündet hatte.

Eine besonders schwere Last für die Schwändi waren 

Metzgereiabfälle und Kadaver. Gemäss Gesetz war – und 

 

Anton Zberg

ist es noch heute – Sache jeder Gemeinde, einen Wasen-

platz einzurichten, um dort Tierkörper zu vergraben. 

Doch die Gemeinden sahen sich ausserstande, und eine 

regionale Kadaververwertungsanlage existierte noch 

nicht. Daher bewilligte der Verband – auf den dringenden 

Wunsch der Gemeinden und im Sinn einer Übergangslö-

sung – die vorübergehende Annahme. Auf Zusehen hin 

durften die Metzger ihren Abfall, verpackt in Plastiksä-

cke, an zwei Tagen pro Woche zur Schwändi bringen. Wer 

Kadaver abliefern wollte, musste vorher den Deponie-

wart verständigen. Komplett verboten war, Metzgereiab-

fälle und Tierleichen dem Kehrichtwagen mitzugeben.

Diese Vorschriften wurden anfänglich mehr schlecht als 

recht eingehalten. In einer Aussprache mit den zuständi-

gen Stellen des Kantons – am 23. Februar 1972 – klagte Ver-

bandspräsident Anton Zberg denn auch über «chaotische 

Zustände». Manche Metzger würden ihren Abfall zu jeder 

Tages- und Nachtzeit liefern. Viel schlimmer stehe es bei 

der Kadaverbeseitigung, so Anton Zberg, «besonders aus 

Schweinemästereien. Was hier vorkommt, spottet jeder 

Beschreibung. Tote, ja sogar verweste Schweine werden 

zu jeder Nachtstunde durch Aufschlitzen des Hages auf 

die Deponie verbracht oder am Rand hingeworfen.» Man 

kann sich leicht vorstellen, was solche Zustände für den 

Deponiewart vor Ort bedeuteten. Immerhin soll es nach 

der Aussprache ein wenig gebessert haben.

Als die Deponie Schwändi gegen Ende April 1977 das erste 

Mal gefüllt war und der Betrieb vorübergehend schloss, 

erledigte sich die Frage der Metzgereiabfälle und Kada-

ver für den Verband. Am 22. April 1977 rief er die Gemein-

den auf, Wasenplätze einzurichten. Strengstens verboten 

blieb, Metzgereiabfälle und Tierkadaver dem Kehricht-

wagen mitzugeben. Bei Verbandspräsident Anton Zberg 

Schweinereien in der Schwändi
lief das Telefon heiss, und Deponiewart Anton Stadler 

erhielt Drohungen. Doch der Verband hielt an seinem An-

nahmeverbot fest. Die Lösung kam am Ende aus Altdorf. 

Im Herbst 1977 richtete die Gemeinde bei der Kläranlage 

eine Kadaversammelstelle ein. Die Kosten für Annahme 

und Abfuhr nach Zürich trugen die Verursacher.

Ende März 1978 schloss die Schwändi endgültig. Bis da-

hin waren insgesamt 230’000 Kubikmeter Müll deponiert 

worden, 10’000 Tonnen pro Jahr – vom Verband selber, 

aber auch von Dritten. 40 Prozent entfielen auf Hauskeh-

richt, 10 Prozent auf Sperrgut, 10 Prozent auf Gewerbe

abfälle, 15 Prozent auf Industrieschlämme, 5 Prozent auf 

Klärschlamm und 20 Prozent auf Bauschutt. Nach der 

Schliessung der Schwändi suchte und fand der Verband 

für den Deponiewart eine neue Anstellung; der Trax wur-

de verkauft.

Der Betrieb der Deponie Schwändi  
bereitete dem Zweckverband regelmässig schwere Sorgen.
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jener Jahre. Ebenfalls anwesend war der inzwischen 
neu gewählte Verbandspräsident Ambros Zgraggen, 
selber Bürger von Attinghausen. Er erläuterte das Erwei-
terungsprojekt. Doch die Bevölkerung war nicht mehr 
dafür zu gewinnen. Bei lediglich vier Gegenstimmen be-
schloss die Versammlung, dass in der Gemeinde künftig 
kein Kehricht mehr deponiert werden darf. Attinghausen 
hatte endgültig genug vom Urner Güsel. Zwar hätte der 
Verband noch das Enteignungsrecht, das ihm die Regie-
rung im Dezember 1977 zugesprochen hatte, nutzen 
können. Doch er zog das Enteignungsbegehren zurück. 
Politisch liess sich die bisherige Deponiepraxis in Atting-
hausen nicht mehr weiterführen. Der Betriebskommissi-
on blieb nichts anderes übrig, als die letzte offene Keh-
richtdeponie in Uri zu schliessen und den Export nach 
Hinwil wieder aufzunehmen. Am 1. April 1978 fuhr der 
erste Lastwagen los. Pro Tonne fielen nun 75 Franken für 
Transport und Verbrennung an. Bei der damaligen Urner 
Kehrichtmenge betrugen die monatlichen Mehrkosten 
rund 50’000 Franken pro Monat. Was tun?

Um den teuren Export nach Hinwil, der auf Zusehen 
hin erfolgte, schnell zu stoppen und das Urner Kehricht-
problem langfristig zu lösen, schien es vorerst nur eine 
Lösung zu geben: so bald wie möglich die eigene Keh-
richtverbrennungsanlage in Schattdorf bauen! Doch Uri 
produzierte damals nur 10’000 Tonnen Kehricht pro Jahr, 
und Lieferungen aus anderen Kantonen waren nicht mehr 
zu erwarten. Bau und Betrieb einer Anlage für so kleine 
Mengen waren aber nicht wirtschaftlich, zumal der Bund 
keine Mini-Anlagen subventionierte. Ausserdem verfüg-
ten viele Verbrennungsanlagen in der Schweiz über freie 
Kapazitäten. In Erwartung von weiterem Bevölkerungs-
wachstum und von ständig steigenden Kehrichtmengen 
waren die Anlagen zu grosszügig geplant worden. Daher 
empfahlen die Bundesbehörden den Urnern, auswärts 
eine Lösung zu suchen. Wegen fehlender Bundessub-

ventionen musste der Zweckverband das Vorhaben ei-
ner eigenen Verbrennungsanlage schliesslich aufgeben. 
Nach jahrelanger Planung mit Kosten von rund 300’000 
Franken war der lang gehegte Traum einer eigenen Ver-
brennungsanlage geplatzt. Von da an liess sich das Urner 
Kehrichtproblem realistischerweise nicht mehr innerhalb 
von Uri lösen. Die eigene Verbrennungsanlage war ge-
scheitert; einem herkömmlichen Deponiebetrieb stand 
im Reusstal der Grundwasserschutz entgegen, und in 
den Seitentälern war die Gefahr der Ausschwemmung 
und des Absickerns zu gross. Uri musste die langfristige 
Lösung für das Kehrichtproblem auswärts suchen.

Während nun die Verbrennung in Hinwil noch immer als 
teure Notlösung galt, nahte Hilfe in Form einer Offerte 
aus dem Kanton Bern. Die Teuftal AG in Frauenkappelen 
bot dem Zweckverband an, den Kehricht per Bahn ab-
zutransportieren und auf der Grossdeponie Teuftal zu 
lagern – bis zum Jahr 2050. Schon am 16. Dezember 
1978 beschloss der Verband, das Angebot anzunehmen 
und den Urner Kehricht ab Sommer 1979 nach Frau-
enkappelen zu entsorgen. Ins Auge gefasst wurde ein 
Zehnjahresvertrag. Um den Müll auf Containerwaggons 
verladen zu können, bewilligte der Vorstand am 16. De-
zember 1978 einen Kredit von 840’000 Franken für den 
Bau einer Verladestation beim Bahnhof Altdorf. Die Be-
triebskosten würden sich – Sammeldienst ausgenom-
men – auf 75 Franken pro Tonne Kehricht belaufen. Die-
se Lösung war zwar 40 Franken pro Tonnen teurer als 
die Deponierung in Attinghausen; aber sie war schnell 
realisierbar. «Urner Kehrichtprobleme gelöst», titelte 
das «Urner Wochenblatt» auf der ersten Seite seiner 
Ausgabe vom 20. Dezember 1978.

Doch so schnell war der Kanton seine Kehrichtsorgen 
nicht los. Zum einen ergab das Vorprojekt für die Verla-
destation in Altdorf, dass der Bau nicht bloss 840’000 
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verband den Urner Abfall in der Kehricht- 
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Franken, sondern 1,42 Millionen Franken kosten würde. 
Auf zehn Jahre gerechnet, wären pro Tonne Kehricht 
rund 20 Franken an Amortisations- und Zinskosten ent-
fallen. Die Gesamtkosten für die Entsorgung summier-
ten sich damit auf knapp 79 Franken pro Tonne. Zum an-
deren hatten die Deponiepläne des Zweckverbands nun 
ihrerseits die Kehrichtverwertung Zürcher Oberland auf 
den Plan gerufen. Die Betreiberin der Anlage in Hinwil 
sorgte sich um die künftige Auslastung – und besser-
te die Preise nach. Bei einem Fünfjahresvertrag sollte 
die Verbrennung fortan nur noch 35 statt 40 Franken pro 
Tonne kosten. Ausserdem würden die Transportkosten – 
dank Umstellung auf Schwertransportfahrzeuge – künf-
tig nur noch mit 22 statt 35 Franken zu Buch schlagen. 
Damit sanken die Gesamtkosten für die ursprüngliche 
Notlösung Hinwil auf 56 Franken pro Tonne. Finanziell 
war Teuftal geschlagen.

Die Deponiepläne des Zweckverbands hatten aber auch 
noch den Urner Unternehmer Josef Imholz auf den Plan 
gerufen. Er wollte den Kehrichtexport nach Frauenkap-
pelen verhindern und eine urnerische Lösung des Müllpro-
blems erwirken: mit einer neuen Deponie im Butzen bei 
Gurtnellen. Die dortigen Probleme des Gewässerschut-
zes, so meinte Josef Imholz, liessen sich im Einklang mit 
den Richtlinien der Eidgenössischen Anstalt für Wasser-
versorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz 
(EAWAG) lösen. Kurzerhand gründete er das «Aktionsko-
mitee für eine vernünftige Kehrichtbeseitigung im Kanton 
Uri». Bereits im Januar 1979 begann das Komitee, Unter-
schriften für eine Volksinitiative gegen den Kehrichtexport 
nach Bern zu sammeln. Innert drei Wochen waren 1500 
Unterschriften beisammen; 300 hätten gereicht.

Die Unterschriftensammlung in Uri und die Preisoffen-
sive aus Hinwil zeigten Wirkung. Anfang Februar 1979 
wurden die Gemeinden von der Betriebskommission in-

formiert, dass die Unterzeichnung des Vertrags mit der 
Teuftal AG zurückgestellt worden sei. Zehn Monate spä-
ter, am 15. Dezember 1979, stimmte der Verbandsvor-
stand einem Fünfjahresvertrag mit der Kehrichtverwer-
tung Zürcher Oberland zu. Damit wurde die Notlösung 
Hinwil zur allgemein akzeptierten Praxis für die Jahre 
1980 bis 1984, und der Verband gewann wieder Zeit für 
die Suche nach einer geeigneten Nachfolgelösung. Das 
«Aktionskomitee für eine vernünftige Kehrichtbeseiti-
gung im Kanton Uri» zog seine Volksinitiative zurück. Es 
kehrte relative Ruhe ein.

In der Aprilsession des Jahres 1981, vier Jahre nach dem 
heftigen Ausbruch der Urner Kehrichtkrise, beantwortet 
Gesundheitsdirektor Franz Achermann im Landratssaal 
wieder einmal Fragen zum Müll. Diesmal heisst der In-
terpellant Paul Schilter (FDP, Altdorf). Franz Achermann 
erklärt, dass bei einer allfälligen Vertragsverlängerung 
mit Hinwil der Urner Kehricht künftig auf der Schiene 
zu transportieren sei. Die Pläne für eine Verladerampe 
lägen indes bereits vor. Darüber hinaus wäre auch eine 
geordnete Deponie in den Steinbrüchen von Attinghau-
sen denkbar – etwa zur Ablagerung von Rückständen 
aus einer Verbrennungsanlage. Um in den Steinbrüchen 
eine Deponie zu errichten, müsste aber der Beschluss 
der Gemeindeversammlung vom 28. Februar 1978 auf-
gehoben werden, so Franz Achermann weiter; andern-
falls dürfe man in Attinghausen keinen Kehricht deponie-
ren. Mit diesen Ausführungen des Gesundheitsdirektors 
ist Interpellant Paul Schilter zwar «nicht ganz hundert-
prozentig» zufrieden. Er zeigt sich jedoch erfreut über 
die guten Vorschläge. Die Urner Kehrichtkrise hatte ihre 
vorläufige Lösung gefunden. Zwar nicht innerhalb des 
Kantons, zwar nicht so billig wie in der Deponie Schwän-
di, zwar nicht so sauber wie nach heutigen Massstäben. 
Dem Verband würde die Arbeit auch in den kommenden 
Jahren nicht ausgehen.
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«Wir haben den Teufel mit dem Beelzebub ausgetrie-
ben.» Als Rudolf Brügger diesen bemerkenswerten 
Satz am 12. November 1983 vor versammelter Dele-
giertenschar ausspricht, führt er den Zweckverband 
für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri gerade mal seit 
einem Jahr. Ob die kritischen Worte des Präsidenten 
irgendwelche Wogen warfen, überliefert das Protokoll 
nicht. Man darf indes annehmen, dass die Zuhörer 
durchaus einer Meinung mit dem Redner waren. Und 
das bedeutete: Der Verband hatte die Urner Kehrichtkri-
se am Ende der 1970er-Jahre vorübergehend gelöst, in-
dem er den Teufel Schwändi mit dem Beelzebub Hinwil 
austrieb. Die Verbrennung des Urner Kehrichts im Zür-
cher Oberland war mithin genauso problematisch wie 
die vorherige Deponierung im Dreieck von Reuss und 
Palanggen. Wieder einmal, so schien es, war das mo-
derne Abfallverhalten der herrschenden Entsorgungs-
praxis davongeeilt.

Zwar hatte das Wirtschaftswachstum der Schweiz in der 
Mitte der 1970er-Jahre einen empfindlichen Dämpfer er-
lebt. Im Zug der Erdölkrise sank das Bruttoinlandprodukt 
zeitweise dramatisch. Der Konsum brach ein. Doch die 

F R A G E  D E S  Ü B E R L E B E N S

Urner Kehrichtmenge wuchs weiter, wenn auch lang-
samer. Treffend hält das Protokoll der Vorstandssitzung 
vom 13. Dezember 1975 fest: «Man kann daher nicht 
von einer Abnahme reden, nur halt in der Zunahme.» Die 
moderne Gesellschaft produzierte immer mehr und im-
mer giftigeren Müll. Und die Entsorgung dieses moder-
nen giftigen Mülls fing an, die Umwelt zu belasten. Zwar 
hatte die geordnete Deponie vom Typ der 1960er-Jahre, 
die eine begrenzte Verschmutzung des Grundwassers 
in Kauf nahm, in Uri und auch anderswo ausgedient. Die 
nachfolgende Verbrennung des Kehrichts schien für lan-

E I N E

Die moderne Gesellschaft produziert immer mehr und immer giftigeren Müll. Als dieser Müll 

und seine Entsorgung die Lebensgrundlagen der Menschen zu schädigen beginnen, erwacht 

das Umweltbewusstsein. Abfälle müssen fortan verwertet werden. Der Zweckverband stellt 

sich dieser Herausforderung. Aber weiterhin muss er viel Kehricht auswärts verbrennen las-

sen. Darum hegt er bald einen neuen Traum: von einer eigenen Deponie neuen Typs.
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nirgends

Blick in den Ofen einer Kehrichtverbrennungsanlage.
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ge Zeit die beste aller Lösungen. Doch der Schein trog. 
Aus den Schloten der Verbrennungsanlagen stiegen gif-
tige Abgase. Diese vereinigten sich mit dem Wasser in 
der Atmosphäre und fielen als saurer Regen zurück auf 
die Erde, wo die Vegetation Schaden nahm. Plötzlich 
war das Waldsterben in aller Munde. Die Gesellschaft 
begann zu erkennen, dass die moderne Lebensweise 
die eigenen Lebensgrundlagen zerstörte.

Diese Erkenntnis musste reifen. Im Fall des Kehrichts 
pflegten weite Teile der Urner Bevölkerung jahrelang die 
Illusion, die Siedlungsabfälle liessen sich ebenso sauber 
wie billig wie innerkantonal entsorgen. An diesem An-
spruch wären die klügsten Köpfe der Zeit gescheitert. 
Doch als Mitte der 1970er-Jahre auch der Zweckver-
band keine saubere, billige und innerkantonale Lösung 
für die Kehrichtentsorgung mehr hatte, machte der Vor-
wurf vom behördlichen Versagen die Runde. In Wahr-
heit hatten nicht die Behörden versagt. Vielmehr fehlte 
es der Bevölkerung an der vollen Bereitschaft, die Illusi-
onen aufzugeben, den Tatsachen ins Auge zu sehen und 
sich an der eigenen Nase zu nehmen. Noch waren viele 
Urner nicht gewillt, eine ausserkantonale Lösung zu ak-
zeptieren und den Preis für eine saubere Entsorgung zu 
zahlen. Es war ja Müll.

War es Müll? 1972 präsentierte der Club of Rome, ein 
Zusammenschluss von Experten verschiedenster Diszi-
plinen aus über dreissig Ländern, eine Studie zur Zukunft 
der Weltwirtschaft. Das Buch dazu wurde unter dem Ti-
tel «Die Grenzen des Wachstums» (im englischen Ori-
ginal «The Limits to Growth») zu einem Bestseller auf 
der ganzen Welt. Der Inhalt war zum Gruseln. Nichts 
weniger als eine wissenschaftlich fundierte Voraussage 
vom Untergang der modernen Wohlstandsgesellschaft! 
Mithilfe eines Grossrechners hatten die Autoren mögli-
che Szenarien für die künftige Entwicklung der Erde und 

deren Bevölkerung simuliert. Sie kamen zum Schluss: 
«Wenn die gegenwärtige Zunahme der Weltbevölke-
rung, der Industrialisierung, der Umweltverschmutzung, 
der Nahrungsmittelproduktion und der Ausbeutung von 
natürlichen Rohstoffen unverändert anhält, werden die 
absoluten Wachstumsgrenzen auf der Erde im Laufe der 
nächsten hundert Jahre erreicht.» Dieses Szenario durf-
te natürlich nicht eintreffen. Um es zu verhindern und 
um die Weltbevölkerung samt Wohlstand langfristig zu 
retten, empfahlen die Studienautoren sofortige Mass-
nahmen zum Umweltschutz, zur Geburtenkontrolle, zur 
Begrenzung des Kapitalwachstums und in der Technolo-
gie. Zu den technologischen Massnahmen gehörten die 
Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit, die verlängerte Nut-
zungsdauer von Investitionsgütern und – die Wiederver-
wendung von Abfällen. Kehricht war nicht länger Müll, 
sondern eine potenzielle Quelle für Rohstoffe. Je eher 
man sie nutzte, desto länger würden die Ressourcen der 
Erde reichen.

Die Wiederverwertung von Kehricht war – pointiert ge-
sagt – eine von vielen Antworten auf die Frage, wie die 
moderne Wohlstandsgesellschaft langfristig überleben 
kann. Eine andere wichtige Antwort auf die gleiche Frage 
war, die Umwelt besser zu schützen. Beide Antworten 
fanden ihren Niederschlag im schweizerischen Recht. 
Eine erste Wegmarke war der 6. Juni 1971: An diesem 
Tag nahmen Volk und Stände eine neue Bestimmung in 
die Bundesverfassung auf. Der Bund wurde verpflichtet, 
Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner 
natürlichen Umwelt gegen schädliche oder lästige Ein-
wirkungen zu erlassen. Eine solche Vorschrift reichte 
der Bund bereits drei Monate später nach, und zwar in 
Form des Bundesgesetzes vom 8. Oktober 1971 über 
den Schutz der Gewässer gegen Verunreinigungen. Von 
da an war es in der ganzen Schweiz verboten, «Stoffe, 
die Wasser verunreinigen können, mittelbar oder unmit-
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In den Jahren 1985 bis 1992 liess der  
Zweckverband den Urner Abfall in der Kehricht- 
verbrennungsanlage Oftringen verbrennen.
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telbar in ein Gewässer einzubringen oder sie versickern 
zu lassen». Der Anfang war gemacht. Zwölf Jahre spä-
ter folgte die markanteste Regelung zum Umweltschutz 
und zur Entsorgung von Abfällen – mit dem Bundesge-
setz vom 7. Oktober 1983 über den Umweltschutz. Es 
bestimmte, dass Abfälle soweit möglich zu vermeiden 
und zu verwerten sind und dass Ablagerungen nur auf 
bewilligten Deponien erfolgen dürfen. Damit war der 
Weg in die Zukunft der Kehrichtentsorgung vorgezeich-
net, auch in Uri.

Den Weg in die neue Kehrichtzukunft hatte der Zweck-
verband für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri zu dieser 
Zeit längst eingeschlagen. Davon zeugt nicht nur die 
präsidiale Rede vom Teufel und vom Beelzebub an der 
Delegiertenversammlung vom Herbst 1983. Schon sie-
ben Jahre vorher hatte Rudolf Brügger gemahnt: «Die 
Tendenz der heutigen Kehrichtbeseitigung ist die Wie-
derverwertung.» Den Worten folgten Taten. Der Ver-
band suchte laufend nach Mitteln und Wegen, die Keh-
richtmenge zu reduzieren. Er rief die Gemeinden und die 
Bevölkerung auf, Garten- und verrottbare Haushaltabfäl-
le zu kompostieren. Er setzte sich ein fürs getrennte 
Einsammeln von wiederverwertbaren Materialien wie 
Glas, Papier, Altmetall, Kleider, Altöl und Batterien. Um 

das Einsammeln von Altglas sicherzustellen, revidierte 
der Verband sogar seine Statuten. Die Baldini AG aus 
Altdorf, die das Altglas in Uri seit einigen Jahren in ei-
gener Regie einsammelte, hatte den Verband um Hilfe 
ersucht, weil der Sammeldienst nicht mehr kostende-
ckend war. Der Verband kam dem Ersuchen nach. Mit 
der Statutenrevision vom 23. Oktober 1982 schloss er 
die Altglasbeseitigung neu in seine Aufgaben ein. Aus-
serdem wurde der Vorstand umbenannt: in Delegierten-
versammlung. Am gleichen Tag bewilligte der Verband 
erstmals einen Kredit für den Kauf von Glascontainern. 
Dank diesen liess sich Altglas nun nach Farben getrennt 
sammeln. Der Sammeldienst oblag weiterhin der Bal-
dini AG; sie baute beim Bahnhof Altdorf ein zentrales 
Zwischenlager. Zur gleichen Zeit erklärte sich die Baldini 
AG bereit, die früher verwendeten kleinen Glascontainer 
den Gemeinden kostenlos für die Altmetallsammlung zu 
übergeben. Der Verband schlug ein. Beim Altpapier ging 
er am 1. Januar 1985 dazu über, die Sammlungen der 
privaten Organisationen finanziell zu unterstützen. Im 
gleichen Jahr führte der Verband die gesonderte Samm-
lung von Batterien ein.

Alle diese Anstrengungen trugen Früchte. Im Jahr 1985 
sank die Kehrichtmenge auf 9’080 Tonnen. Das waren 
immerhin 3 Prozent weniger als im Vorjahr. Mit 270 Ki-
logramm pro Kopf und Jahr produzierten die Urnerinnen 
und Urner sogar satte 100 Kilogramm weniger Kehricht 
als der durchschnittliche Schweizer. Aber auch so blieb 
genug Kehricht, den der Verband entsorgen musste. 
Mit der Verbrennung in Hinwil war Ende 1984 allerdings 
Schluss. Mitte Juni 1982 hatte der Kanton Zürich mitge-
teilt, dass der Vertrag nicht verlängert werde, weil die 
Reserven in absehbarer Zeit für die eigenen Bedürfnisse 
beansprucht würden. In dieser Situation nun nahm die 
Verbandsstrategie eine denkwürdige Wende. Bis zum 
Ende der 1970er-Jahre war das Deponieren von Kehricht 

Mit der Statutenrevision vom 23. Oktober 1982 schloss der  
Zweckverband die Altglasbeseitigung neu in seine Aufgaben ein.

Neue Statuten 
fürs Altglas

Erst  
verbrennen,  
dann  
deponieren!

stets nur eine notwendige Übergangslösung bis zum 
Betrieb einer eigenen Verbrennungsanlage. Doch jetzt, 
Anfang der 1980er-Jahre, nach dem Scheitern der eige-
nen Verbrennungsanlage, schwenkte der Verband um. 
Neu betrachtete er das Verbrennen bloss als Übergangs-
lösung bis zum Betrieb einer neuen eigenen Deponie. 
Um diese zu planen, bewilligten die Delegierten am 23. 
Oktober 1982 einen Kredit von 100’000 Franken.

Wollte der Verband den Beelzebub Hinwil mit dem 
Teufel Schwändi austreiben? Nein. Dass die geordnete 
Deponie vom Typ der 1960er-Jahre ausgedient hatte, 
war allen klar. Ebenso klar war, dass herkömmliche Ver-
brennungsanlagen die Luft belasteten. Die Lösung war 
eine Deponie neuen Typs. «Es zeigt sich, dass Deponi-
en, nach den neuesten Erkenntnissen und Vorschriften 
erstellt und betrieben, die umweltfreundlichsten Ent-
sorgungsmöglichkeiten sind», meinte Präsident Rudolf 
Brügger am 12. November 1983 vor den Delegierten. Im 
Vorfeld hatte der Verband bereits fünf mögliche Stand-
orte geprüft: Hinterwiler in Erstfeld, Butzen bei Gurtnel-
len, Riedli in Silenen, Niederschwand bei Seelisberg und 
die Steinbrüche bei Attinghausen. Letztere schienen 
am besten geeignet. Öffentlich wirksame Unterstüt-
zung erhielt der Verband übrigens von der Kommission 
«Lebensraum Uri» der CVP. Eine Arbeitsgruppe dieser 
Kommission schlug in einem Bericht vom Herbst 1983 
vor, auf eine Verbrennungsanlage zu verzichten und 
stattdessen eine geordnete Kehrichtdeponie zu errich-
ten. Zum dreiköpfigen Autorenteam gehörte der spätere 
Verbandspräsident Franz Xaver Muheim.

Die angepeilte neue Deponielösung hiessen die Dele-
gierten an der Versammlung vom 27. Oktober 1984 gut, 
zumal der Regierungsrat grünes Licht erteilt und die 
Gemeinde Attinghausen sich zu Verhandlungen bereit 
erklärt hatte. Einstimmig Ja sagten die Delegierten zum 

vorgesehenen Fahrplan. Als erstes sollte der Verband 
mit dem Gemeinderat Attinghausen, mit der Korporation 
Uri als Landeigentümerin und mit dem Steinbruchbetrei-
ber verhandeln. Danach würde er die Deponie planen. 
Als nächstes müsste die Gemeindeversammlung von 
Attinghausen ihren Beschluss vom 28. Februar 1978 
aufheben; dieser untersagte ja jegliches Deponieren von 
Kehricht auf dem Gemeindegebiet. Zum Schluss sollte 
eine Delegiertenversammlung alle erforderlichen Verträ-
ge und Kredite genehmigen. Bis es soweit wäre, wollte 
der Verband den Kehricht weiterhin auswärts entsorgen 
lassen. Nachdem mehrere Verbrennungs- und auch 
Deponierungsmöglichkeiten geprüft worden waren, 
entschieden sich die Delegierten für die Verbrennung 
in Oftringen. Der Vertrag mit einer Laufzeit von vorerst 
vier Jahren trat am 1. Januar 1985 in Kraft. Er erstreckte 
sich auf jährlich rund 10’000 Tonnen Kehricht. Pro Ton-
ne fielen Kosten von knapp 70 Franken an: je 35 Fran-
ken für Transport und Verbrennung. Damit war die neue 
Verbrennungslösung in Oftringen noch einmal teurer als 
die bisherige in Hinwil. Doch dank des gewachsenen 
Umweltbewusstseins war die Bevölkerung jetzt bereit, 
eine mehrjährige ausserkantonale Übergangslösung zu 
akzeptieren und den Preis für eine saubere Entsorgung 
zu zahlen. So konnten die Transporte nach Oftringen – 

Neuanfang im 
Steinbruch
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Sprengung in der Eielen: Mitte der 1980er-Jahre ging der Verband daran,  
den Steinbruch bei Attinghausen in eine geordnete Deponie zu verwandeln.
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anders als wenige Jahre zuvor jene nach Hinwil – ohne 
jede öffentliche Vertrauenskrise starten. 

Von da an steckte der Verband seine ganze Kraft in die 
Verwirklichung der Deponie Eielen und in die Weiterent-
wicklung der Abfallverwertung. Auf dem Weg zur neuen 
Deponie hielt sich der Verband ziemlich genau an den 
Fahrplan, den die Delegierten Ende Oktober 1984 be-
schlossen hatten. Zunächst verhandelte er mit dem Ge-
meinderat Attinghausen, mit der Korporation Uri und mit 
dem Steinbruchbetreiber. Mit Erfolg! Bereits am 22. Mai 
1985 willigte die Gemeindeversammlung von Attinghau-
sen in einen Vertragsabschluss ein; gleichzeitig hob sie 

das Müllablagerungsverbot vom 28. Februar 1978 auf. 
Wenige Wochen später, am 2. Juli 1985, konnte eine 
ausserordentliche Delegiertenversammlung die Verträ-
ge mit Attinghausen sowie das generelle Projekt geneh-
migen. Punkto Gewässerschutz, Schutz der Umgebung 
und Geruchsimmissionen sollte die neue Kehrichtdepo-
nie auf dem neusten Stand der Technik sein. Den Boden 
unter der Deponie würde man mit Asphalt abdichten, so 
dass alles Sickerwasser in die Kanalisation flösse. Eine 
Abdeckung würde verhindern, dass der Wind das De-
poniegut in alle Himmelsrichtungen trägt. Das geruchs
intensive Biogas sollte zur Beheizung des Betriebsge-
bäudes verbrennen. Der Betrieb würde vollkommen 

Der Einbau von Schlacke dient zugleich der Rekultivierung des Steinbruchs Eielen.

Bloss keine  
zweite  

Schwändi!

Rudolf  
Brüggers  

letzter Appell

geordnet geführt. Und nach rund acht Jahrzehnten, nach 
dem Auffüllen in drei Etappen, wäre das ganze Gebiet 
rekultiviert. Das war die Deponie neuen Typs! Alle ekla-
tanten Schwächen, die der einstigen Verbandsdeponie 
Schwändi ein unrühmliches Ende bereitet hatten, wa-
ren ausgemerzt. Der Verband hatte die Lehren aus der 
Vergangenheit gezogen. Mithilfe der modernen Technik 
schien er auf dem besten Weg, das grosse Ziel einer 
ebenso sauberen wie billigen wie innerkantonalen Ent-
sorgung doch noch zu erreichen.

Aber nicht mehr mit Rudolf Brügger. Der Verbandsprä-
sident starb am 22. Februar 1986 an den Folgen eines 
Herzinfarkts. In seinem letzten Jahresbericht – auf das 
Jahr 1985 – hatte Rudolf Brügger noch einmal die «un-
gebrochene Wegwerfmentalität» beklagt. «Eine ge-
dankliche, einstellungsmässige und praktische Umkehr 
ist dringend nötig», forderte er. «Wir stehen mitten in 
einem landesweiten, ja sogar internationalen Entwick-
lungs- und Lernprozess. Von diesem gibt es für nieman-
den eine Ausnahme, weder für Industrie noch Handel 
noch für die Kinder, Erwachsenen, Erzieher und Politi-
ker.» Jeder einzelne müsse sich dauernd darum bemü-
hen, Abfall zu vermeiden und zu vermindern sowie die 
Abfälle im eigenen Haushalt oder Betrieb zu sortieren 
und so weit als möglich wieder zu verwenden oder 
der Wiederverwertung zuzuführen. Der Kehrichtabfuhr 
übergeben dürfe jeder einzelne nur noch jene Abfälle, 
«die sich bei bestem Willen nicht anderweitig umwelt-
freundlich beseitigen lassen».

Ganz im Einklang mit Rudolf Brüggers letztem Appell 
übernahm nun der bisherige Vizepräsident Ernst Naef 
die Verbandsführung. Am 19. Juni 1986 wurde er zum 
neuen Präsidenten gewählt. Gut drei Monate später, am 
2. Oktober 1986, genehmigten die Delegierten – immer 
noch erstaunlich flott im Fahrplan – alle erforderlichen 

Verträge und Kredite für die neue Deponie. Je einen Ver-
trag schlossen sie mit der Korporation Uri, der Gebrüder 
Arnold AG aus Bürglen und der Viktor Gasperini AG aus 
Altdorf. Im Deponievertrag mit der Korporation Uri als 
Landeigentümerin erhielt der Verband die Berechtigung, 
im südlichen Teil des Steinbruchs Eielen eine Kehricht-
deponie gemäss Deponierichtlinien des Bundes zu be-
treiben; pro Kubikmeter Deponiegut war eine Gebühr 
von 3 Franken an die Korporation Uri fällig. Der Vertrag 
mit der Gebrüder Arnold AG, der bisherigen Betreibe-
rin des südlichen Steinbruchs, regelte die Aufgabe des 
dortigen Betriebs; für 2,2 Millionen Franken übernahm 
der Verband alle Bauten, Anlagen und Einrichtungen. 
Alle Maschinen und Anlagen verkaufte der Verband – 
im dritten Vertrag – an die Viktor Gasperini AG, die den 
nördlichen Teil des Steinbruchs betrieb. Im Gegenzug 
verpflichtete sich die Viktor Gasperini AG, den für die 
Deponie nötigen Ausbruch zu machen. Für allen Auf-
wand bis zum Baubewilligungsverfahren bewilligten 
die Delegierten einen Kredit von 2,4 Millionen Franken. 
Nach Abzug der Subventionen von Bund und Kanton 
müsste der Verband nur 480’000 Franken zahlen. Somit 
wäre das saubere Deponieren von Kehricht im eigenen 
Kanton in Zukunft nicht einmal halb so teuer wie die aus-
wärtige Verbrennung. «Ein historischer Schritt», jubelt 
Präsident Ernst Naef an der Delegiertenversammlung 
vom 2. Oktober 1986. Gleicher Meinung ist der anwe-
sende Regierungsrat Ambros Gisler. Er gratuliert. Im 
«Sternen» in Schattdorf herrscht eine Stimmung wie 
zwanzig Jahre vorher bei der Gründung des Verbands 
im Rathaus in Altdorf. Es sah ganz so aus, als hätte der 
Verband mit seiner künftigen Entsorgungspraxis das 
moderne Abfallverhalten eingeholt. Alles sauber, alles 
günstig, alles innerhalb von Uri. Doch der Weg zur Er-
öffnung der Eielen sollte bedeutend länger sein als die 
damals veranschlagten drei Jahre. Und als die Deponie 
dann eröffnet wurde, war sie kein Ort mehr für Kehricht.

Sternstunde  
im «Sternen»
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Erstens kommt es anders, und zweitens als man denkt. 
Das gilt gegen Ende der 1980er-Jahre auch für den 
Zweckverband für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri. 
Auf dem Weg zur neuen grossen Urner Kehrichtdepo-
nie geht zunächst zwar alles flott voran. Im Jahr 1987 
beginnt der konzentrierte Felsabbau im Areal Eielen-Süd. 
Im April 1988 erhält die Büro für Kies und Abfall AG vom 
Zweckverband den Auftrag, unter der Oberaufsicht des 
kantonalen Amts für Umweltschutz das Bauprojekt für 
die Deponie zu erarbeiten. Später werden weitere Fach-
planer zugezogen. Aktiv an der Arbeit ist jedoch nicht nur 
der Verband in Uri, sondern auch der Bund in Bern. Wäh-
rend der Verband die eigene Kehrichtdeponie vorantrieb, 
erarbeitete der Bund ein Abfallleitbild für die Schweiz. 
Es wird 1986 veröffentlicht. Zusammen mit dem 1992 
erscheinenden Abfallkonzept für die Schweiz ist das Leit-
bild wegweisend für die künftige Abfallpolitik des Bun-
des. Die Ziele dieser Politik lauten: Minimierung der Um-
weltbelastungen aus der Abfallentsorgung, Schonung 
der Ressourcen, Einsparung von Entsorgungsanlagen, 
Finanzierung der Abfallentsorgung durch die Verursa-

L O S U N G  F Ü R  D I E  Z U K U N F T

cher, Abbau von Abfallexporten. Im Rahmen des Vollzugs 
verbietet der Bund schliesslich das Ablagern von brenn-
baren Abfällen. Diese müssen fortan verbrannt werden.

Der Sieg der Kehrichtverbrennungsanlage über die Keh-
richtdeponie war nicht nur politischer Natur, sondern 
auch technischer Art. Verbrennungsanlagen waren nicht 
länger Dreckschleudern für die Atmosphäre. Abfalltren-
nung und neue Technologien hatten dafür gesorgt, dass 

N E U E

Gegen Ende der 1980er-Jahre befiehlt der Bund: Verbrennen statt deponieren! Damit schei-

tern die Pläne für die Kehrichtdeponie Eielen, und der Zweckverband muss eine dauerhafte 

Lösung für die auswärtige Verbrennung des Urner Mülls suchen. Doch wohin mit all der Ver-

brennungsschlacke? In die Eielen! Sie erlebt 1992 ihre Eröffnung als Schlackendeponie. Im 

selben Jahr schlägt die Geburtsstunde für ein neues Urner Kehrichtregime: mit der Einführung 

der Sackgebühr.
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Entrümpelungsaktionen waren eine  
begleitende Massnahme zur Einführung der Sackgebühr.
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Mit der Einführung der Sackgebühr im Frühling 1992 

begann in der Kehrichtentsorgung in Uri eine neue Epo-

che. Lange vorher hatte der Zweckverband erkannt, dass 

die erfolgreiche Umstellung auf das Verursacherprinzip 

nicht nur eine technische Frage seitens des Verbands ist, 

sondern auch eine Frage des Bewusstseins in der Bevöl-

kerung. Das bedeutete: Der Verband musste die Urner-

innen und Urner frühzeitig sensibilisieren für den zeit-

gemässen Umgang mit Abfall. An vorderster Front stand 

Helen Bachmann. In den 1980er-Jahren hatte sie sich mit 

Therese Oechslin in der Umweltschutzkommission der 

Gemeinde Altdorf engagiert. 1990 initiierten die beiden 

Frauen im Winkel in Altdorf eine grosse Umweltschutz-

ausstellung. Dafür erhielten sie den Urner Umweltschutz-

preis. Diese Auszeichnung trug Helen Bachmann die Auf-

merksamkeit des Zweckverbands ein. Im Jahr 1991 wurde 

die damals 35-jährige Altdorferin als neues Mitglied in die 

Betriebskommission gewählt. Vom 1. Januar 1992 bis am 

31. Dezember 1997 war sie sodann zuständig für die Öffent-

lichkeitsarbeit.

«Zu Beginn stiess die geplante Einführung der Sackgebühr 

auf gewisse Vorbehalte», erinnert sich Helen Bachmann. 

«Viele Leute glaubten, dass sie nie mit einer einzigen Ab-

fuhr und einem Sack pro Woche auskämen.» Um zu zei-

gen, wie es geht, lancierte Helen Bachmann gemeinsam 

mit Beat Huwyler, dem damaligen Geschäftsführer des 

Zweckverbands, die Aktion «Abfall ist kein Zufall». «Wir 

wollten der Bevölkerung vermitteln, dass der Abfall viele 

Wertstoffe enthält, die sich getrennt sammeln und ver-

werten lassen», sagt Helen Bachmann rückblickend. Mit 

einer Artikelserie in den Urner Zeitungen stellte sie die 

Wertstoffe und die Verwertungsmöglichkeiten der Reihe 

nach vor. Später gab sie auch die Urner Abfallfibel heraus. 

Die Broschüre informierte im Detail, welche Wertstoffe 

 

Helen Bachmann

sich wo und wie fachgerecht entsorgen und verwerten 

lassen. Zudem ersuchte Helen Bachmann diverse Ver-

kaufsgeschäfte um die Aufstellung von PET-Sammelstel-

len. «Zuerst waren die Geschäfte wenig begeistert», sagt 

Helen Bachmann, «doch dann erkannten sie, dass eine 

PET-Sammelstelle nicht nur eine Dienstleistung für die 

Kundinnen und Kunden ist, sondern auch im Geschäfts-

interesse liegt. Wo jemand seine PET-Flaschen kostenlos 

entsorgen kann, kauft er auch ein.»

Ein weitere begleitende Massnahme zur Einführung 

der Sackgebühr waren die Bring- und Holtage in den Ge-

meinden. Die Leute konnten ihren Haushalt entrümpeln 

und die Ware bei einer Sammelstelle kostenlos abgeben. 

«Beim Bring- und Holtag im Altdorfer Winkel standen die 

Autos bis zur Flüelerstrasse Schlange», erinnert sich He-

len Bachmann. «Was da alles zusammenkam, nahm sich 

geradezu apokalyptisch aus.» Viele Kofferräume wurden 

indes schon beim Rathausplatz geleert. «Dort standen 

Antiquitätenhändler und andere Leute: Sie plünderten 

die Autos förmlich.»

Ihr Engagement für Mülltrennung und Wiederverwertung 

trug Helen Bachmann bald den Übernamen «Güsel-He-

len» ein. «Die Leute riefen mich wegen jedem Hafenkäse 

an», erzählt sie. Doch das Engagement zahlte sich aus. 

Am Ende wurde die Sackgebühr von der Bevölkerung gut 

aufgenommen. Ganz ohne Probleme ging es aber nicht. So 

erreichte den Zweckverband immer wieder die Beschwer-

de, die Qualität der Kehrichtsäcke sei ungenügend. «Tat-

sächlich platzten etliche Säcke», sagt Helen Bachmann. 

«Aber nicht weil die Qualität schlecht war, sondern weil 

die Leute, um Gebühren zu sparen, die Säcke mit aller 

Kraft vollstopften. Manchmal hatten die Säcke sogar Auf-

sätze, die fast gleich gross waren wie der Sack selber.» Ein 

Sackgebühr lässt Säcke platzen 
weiteres Problem war der «Abfallexport». Manche Leute 

füllten ihren Abfall portionenweise in nicht ganz gefüllte 

fremde Säcke oder in öffentliche Mülleimer. Diese Unsitte 

gibt es übrigens heute noch.

«Es war eine intensive Zeit», sagt Helen Bachmann im 

Rückblick. Als Hausfrau und Mutter von drei kleinen 

Kindern sowie als Musiklehrerin hätte sie auch ohne 

ihre Tätigkeit für die Betriebskommission genug Arbeit 

gehabt. «Dennoch wollte ich mich für den Zweckverband 

einsetzen. Denn ich hatte das Gefühl, dieser Einsatz sei 

wichtig für unsere Gesellschaft.» Zwanzig Jahre nach die-

sem Einsatz lebt Helen Bachmann zusammen mit ihrem 

Mann noch immer in Altdorf. Für den wöchentlichen Ab-

fall reicht normalerweise ein 17-Liter-Sack. «Wenn mein 

Mann nichts mehr reinbringt, muss ich ran», sagt Helen 

Bachmann. «Ich stopfe gut, aber platzen lasse ich den 

Sack nie.»

Am 1. März 1992 wurde die Sackgebühr eingeführt.  
Die neuen Säcke forderten die Bevölkerung auf: «Üri a d Seck.»
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man Müll auch umweltfreundlich verbrennen konnte. 
Dass man es musste: Dafür sorgte die neu geschaffe-
ne Luftreinhalteverordnung des Bundes. Ein schöner 
Gewinn für die Umwelt, gewiss, aber gleichzeitig das 
abrupte Ende für die Kehrichtdeponie Eielen. Der Ver-
band musste seine Pläne ändern. Um Zeit zu gewinnen, 
verlängerte er den Vertrag mit der Verbrennungsanlage 
in Oftringen. Danach versuchte er, eine langfristige Ver-
brennungslösung für den Urner Kehricht zu finden.

Der Bau einer eigenen Urner Verbrennungsanlage wäre, 
wie bereits in den 1970er-Jahren, am viel zu kleinen Ein-
zugsgebiet gescheitert. Daher suchte der Verband für die 
Verbrennung eine langfristige Zusammenarbeit mit ande-
ren Regionen. Eine ebenso langfristige Lösung brauchte 
es aber auch für die umweltgerechte Entsorgung der Ver-
brennungsschlacke. Und genau hier kam die Eielen wieder 
ins Spiel: nicht mehr als Deponie für Kehricht, sondern als 
Deponie für Schlacke. In diesem Sinn arbeitete der Ver-
band zielstrebig weiter. Bald zeigte sich, dass der Kanton 
Zug und Teile des Kantons Schwyz in einer ähnlichen Lage 
steckten. Auch sie konnten den Kehricht nur noch eine be-
grenzte Zeit lang auswärts verbrennen lassen. So began-
nen die Verhandlungen für eine gemeinsame Anlage. Am 
5. Juni 1989 bewilligten die Delegierten einen Kredit von 
35’000 Franken für das Vorprojekt. Weitere 200’000 Fran-
ken für die Planung sprachen sie am 28. November 1989. 
Ein Jahr später war der Standort für die Anlage bekannt: 
Fänn in der Gemeinde Küssnacht. Den Vertrag mit dem 
Zweckverband Innerschwyz und dem Kanton Zug sowie 
den Statutenentwurf für die Kehrichtverbrennungsanlage 
Fänn AG genehmigten die Delegierten am 28. Mai 1991. 
Für die Ausarbeitung des konkreten Projekts bewilligten 
sie dann noch einmal 100’000 Franken, und zwar am 10. 
Dezember 1992. Bis zum Ende des Jahrzehnts sollte die 
Anlage laufen. Die Schlacke würde dann nach Uri kom-
men. Doch es kam anders: Fänn scheiterte am Ende.

Inzwischen war die neue Deponie Eielen samt Umla-
destation für den Abtransport des Urner Kehrichts be-
triebsbereit. Im April 1989 hatte der Verband das Bau-
projekt öffentlich aufgelegt. Zwar gingen Einsprachen 
ein, aber sie wurden zurückgezogen. Am 26. Juni 1989 
erteilte der Regierungsrat die Projektgenehmigung. 
Drei Jahre später, im Herbst 1992, begann der Einbau 
von Schlacke. Nur stammte die Schlacke nicht aus der 
gemeinsamen Verbrennungsanlage von Uri, Zug und 
Innerschwyz, sondern aus Horgen. Dort war der Ver-
band fündig geworden, als er eine Nachfolgelösung für 
den im Herbst 1992 endgültig auslaufenden Vertrag mit 
Oftringen suchte. Während der Urner Kehricht also neu 
in Horgen verbrannte, übernahm der Verband die ge-
samte Schlacke aus Horgen in die Deponie Eielen. Der 
Vertrag war auf fünf Jahre befristet, mit einer Option 
auf Verlängerung. Wieder einmal eine Lösung auf Zeit. 
Aber: Die Gebühren aus Horgen deckten sämtliche 
Kosten der Deponie. Ein schöner Fortschritt, zumal die 
Deponie bis dahin knapp 20 Millionen Franken gekostet 
hatte.

Schöne Fortschritte hatte der Zweckverband aber auch 
bei der Abfallverwertung erzielt. Im Jahr 1986 zog er 
erstmals den sogenannten Abfallfranken ein, und zwar 
in Form einer Abgabe von 3 Franken pro Haushaltein-
heit. Der Ertrag ging zum einen Teil an die Schweizeri-
sche Interessengemeinschaft für Abfallverminderung; 
mit dem anderen Teil half der Verband den Gemeinden 
bei Verbesserungen im Abfallwesen. Bedeutende Mit-
tel flossen in die Gestaltung von Kompostierplätzen, in 
Grünabfuhren und – im Fall von Altdorf – in den Kauf 
einer Holzhackmaschine, die auch den anderen Ge-
meinden zur Verfügung stand. Denn kompostierbare 
Stoffe sollten nicht länger im Kehricht landen. Weitere 
Mittel flossen in Sammelstellen für wiederverwertbare 
Materialien.

Kehricht raus, 
Schlacke rein

Impulse dank 
Abfallfranken

Auf dem Weg 
nach Fänn
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Mitte der 1980er-Jahre begann der Siegeszug der Separatsammlungen.

Menge und Zusammensetzung der Siedlungsabfälle, 1993 bis 2015 

Menge und Zusammensetzung der Siedlungsabfälle, 1967 bis 1992 
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Die gelebte Praxis der Abfallverwertung fand ihren Nieder-
schlag schliesslich in den Statuten des Verbands. Bisher 
war der Verbandszweck «die gemeinsame Erfüllung der 
Gemeindeaufgaben auf dem Gebiete der Kehricht-, Altöl- 
und Altglasbeseitigung». Am 28. November 1989 revidier-
te die Delegiertenversammlung das Organisationsstatut. 
Fortan lautetet der Zweck: «Der Verband bezweckt die ge-
meinsame umweltgerechte Erfüllung der Gemeindeaufga-
ben für die Entsorgung von Siedlungsabfällen. Der Verband 
fördert die Massnahmen zur Verminderung von Abfällen 
und zu deren sinnvollen Wiederverwertung.» Alles Nähere 
dazu ordnete das neue Reglement über die Kehrichtabnah-
me. Die Betriebskommission erhielt ausdrücklich die Kom-
petenz, die Anlage von Sammeldepots und die Einführung 
von separaten Sammlungen anzuordnen. Diese Regelung 
stand übrigens ganz im Einklang mit der Technischen Ver-
ordnung über Abfälle (TVA), die der Bund am 10. Dezem-
ber 1990 erliess und die bestimmte: «Die Kantone sorgen 
dafür, dass verwertbare Anteile von Siedlungsabfällen wie 
Glas, Papier, Metalle und Textilien soweit wie möglich ge-
trennt gesammelt und verwertet werden.»

Das Engagement des Zweckverbands für die Wiederver-
wertung war aber auch aus finanziellen Gründen bitter 
nötig. In der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre waren die 

Kosten für die umweltgerechte und vorschriftsgemässe 
Entsorgung einer Tonne Kehricht geradezu explodiert. 
Da sich die Verbrennungskosten pro Tonne nicht senken 
liessen, musste die zu entsorgende Kehrichtmenge ab-
nehmen. Die Bevölkerung sollte neue Anreize erhalten, 
den Müll künftig besser zu trennen. Ein probates Mittel 
war die Kehrichtsackgebühr. Sie entsprach auch dem 
inzwischen gesetzlich verankerten Verursacherprinzip. 
Nicht länger sollten die Entsorgungskosten gleichmässig 
auf alle Haushalteinheiten verteilt werden; künftig sollte 
jeder Einzelne für den von ihm produzierten Müll nach 
Menge zahlen. Diese Idee hatte die Betriebskommission 
1972 erstmals aufgeworfen und Mitte der 1980er-Jah-
re erstmals studiert. Am Anfang waren die Delegierten 
noch skeptisch; sie befürchteten eine Zunahme von 
wilden Deponien. Doch am 22. Juni 1990 beauftragten 
sie die Betriebskommission, eine Vorlage zur Einführung 
der Sackgebühr zu erarbeiten. Die Kommission ging ans 
Werk, und schon ein halbes Jahr später genehmigten die 
Delegierten das «Entsorgungskonzept 1992». Es bettete 
die neue Gebühr in eine Reihe von flankierenden Mass-
nahmen ein. Dazu gehörte vorab die Optimierung des 
Sammelstellennetzes und der Separatsammlungen.

Die Sammlungen von wiederverwertbaren Materialien 
wie Papier, Glas, Metall und Textilien waren an sich gut 
eingespielt und sollten für die Privathaushalte weiterhin 
kostenlos sein. Handlungsbedarf gab es indes bei den 
Sammelstellen in den Gemeinden. Um sie auszubauen 
und neue Sammelcontainer zu kaufen, bewilligten die 
Delegierten am 28. Mai 1991 einen Kredit von 400’000 
Franken. Der Unterhalt der Sammelstellen war Sache 
der Standortgemeinde; Abfuhr und Entsorgung obla-
gen dem Verband. Weiteren Handlungsbedarf ortete er 
beim Muldengut – das heisst bei Bauresten, häuslichem 
Sperrmüll sowie bei Industrie- und Gewerbeabfällen. 
Um dieses Muldengut umweltgerecht und finanziell 

Wieder- 
verwertung im 

Verbandszweck

Getrennt  
sammeln,  
zentral  
sortieren

Neue Anreize  
für die  

Mülltrennung

Auch Karton wurde als wiederverwertbarer Wertstoff entdeckt.

tragbar zu entsorgen, bewilligten die Delegierten am 28. 
Mai 1991 auch einen Kredit von 3,4 Millionen Franken 
für den Bau einer Sortieranlage. Die Grünabfuhr blieb 
Aufgabe der Gemeinden.

Aufs Ganze gesehen begründete das «Entsorgungs-
konzept 1992» nichts weniger als ein neues Kehricht-
regime in Uri. Den rechtlichen Rahmen dafür schufen 
die Delegierten, indem sie am 28. Mai 1991 das Orga-
nisationsstatut erneut revidierten. Ebenso revidiert wur-
de das Reglement über die Kehrichtabnahme aus dem 
Jahr 1989. Es hiess neu: Reglement über die Kehricht
abnahme und die Benützergebühren. Das Reglement 
für die einheitliche Bewertung von angeschlossenen 
Haushaltungen sowie Industrie-, Gewerbe-, Militär- und 
Landwirtschaftsbetrieben sowie das Reglement zur Ver-
teilung der Kosten auf die Gemeinden wurden aufgeho-
ben. Somit musste die Entsorgung der Siedlungsabfälle 
neu mit verursachergerechten Gebühren, mit Sockelbei-
trägen der Verbandsgemeinden, mit Leistungen Dritter 
sowie mit dem Erlös aus dem Verkauf von gesammelten 
Rohstoffen finanziert werden. Die Gebühren erhob der 
Verband, indem er Kehrichtsäcke sowie Marken für Con-
tainer und Sperrgut vertrieb. Grosslieferanten zahlten 
nach Gewicht. Am 1. März 1992 startete das neue Re-
gime. Die begleitende Werbekampagne lief unter dem 
Slogan «Üri a d Seck». Die Akzeptanz im Volk war hoch, 
die Wirkung durchschlagend. Innert Jahresfrist halbierte 
sich die Kehrichtmenge auf 5’000 Tonnen.

So war es dem Verband bis zum Beginn der 1990er-Jahre 
dank moderner Technik und einem nachhaltig gewandel-
ten Umweltbewusstsein geglückt, die neuerliche Lücke 
zwischen modernem Abfallverhalten und herrschender 
Entsorgungspraxis zu schliessen – obschon anders als 
ursprünglich gedacht. Damit endet auch das erste Viertel-
jahrhundert der Verbandsgeschichte. Das einst angestreb-

te Ziel einer ebenso sauberen wie billigen wie innerkan-
tonalen Entsorgung gehörte endgültig der Vergangenheit 
an. Die neu gefundene Losung hiess: Getrenntes Sam-
meln von wiederverwertbaren Materialien, saubere Ver-
brennung von nicht verwertbarem Kehricht ausserhalb 
von Uri, saubere Ablagerung der Schlacke in der Deponie 
Eielen, solide Finanzierung gemäss Verursacherprinzip. An 
dieser Losung würde der Verband im zweiten Vierteljahr-
hundert seines Bestehens mit Erfolg festhalten.

«Üri a d Seck»

Lücke solid  
geschlossen

Stelldichein auf der Deponie: (von links) Urs Hel (Büro für Kies und Abfall AG),  
Emilio Baldini (Paul Baldini AG), Rolf Gisler (Vizepräsident des Verbands und Bau-
chef), Edi Schilter (Projekta AG), Stefan Stüssi (BEFAG Betonvorfabrikation AG)  
und Werner Gut (KVA Horgen).
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Beginnen wir diesmal mit den Menschen. Fähige Köp-
fe engagierten sich seit der Gründung scharenweise 
zugunsten des Zweckverbands für Kehrichtbeseitigung 
im Kanton Uri. Für eine bescheidene finanzielle Entschä-
digung stellten sie viel Kraft und Zeit in den Dienst des 
Verbands. Ihre Aufgabe war schwierig und oft genug mit 
öffentlichen Anfeindungen verbunden; doch sie musste 
getan werden. So fand der Verband immer wieder Per-
sönlichkeiten, die mehr oder weniger ehrenamtlich be-
reit waren, eine kraft- und zeitraubende Funktion in der 
strategischen und operativen Führung zu übernehmen. 
Dieses immense freiwillige Engagement erklärt auch, 
weshalb der Verband viele Jahre lang mit nur ganz weni-
gen professionell tätigen, sprich ordentlich angestellten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auskommen konnte. 
So verfügte er im ersten Jahrzehnt seines Bestehens 
lediglich über einen Deponiewart sowie einen neben-
amtlichen Sekretär und Rechnungsführer. Letztere zwei 
Funktionen versah der damalige Gemeindeschreiber von 
Isenthal, Michael Walker, und zwar über zehn Jahre lang. 
Die Nachfolge im Sekretariat übernahm Carla Herger aus 
Seedorf. Ihr folgte Mitte 1985 der damalige Gemeinde-
schreiber von Silenen, Josef Zurfluh. Zu Michael Walkers 

B E W I R T S C H A F T E N  S T AT T  B E S E I T I G E N

Nachfolger als Rechnungsführer wählten die Delegier-
ten am 12. November 1982 den damaligen Gemeinde-
schreiber von Unterschächen, Alois Arnold. Sowohl Alois 
Arnold als auch Josef Zurfluh traten Ende 1987 zurück. 
Neue Sekretärin wurde Madlen Zgraggen aus Attinghau-
sen, neuer Rechnungsführer Martin Schuler aus Seedorf.

In der Betriebskommission erreichte die anfallende Ar-
beitslast derweil die Grenze des Zumutbaren. Um ge-
genzusteuern, führte die Kommission das Ressortsys-
tem ein. Ausserdem schuf der Verband die Stelle eines 
Geschäftsführers. Am 28. November 1989 genehmigten 
die Delegierten die erforderliche Änderung des Organi-
sationsstatuts. Ein Jahr später, am 1. Oktober 1990, trat 
der damals 44-jährige Beat Huwyler die neue Stelle an. 
Somit konnte der Verband ins zweite Vierteljahrhundert 
seiner Geschichte mit einem hauptamtlichen Geschäfts-
führer starten, und dieser Geschäftsführer hatte ab der 
ersten Stunde alle Hände voll zu tun. Zunächst musste 
er mit der Betriebskommission das «Entsorgungskon-
zept 1992» einführen und weiterentwickeln. Das bedeu-
tete, wie wir gesehen haben: Alle wiederverwertbaren 
Materialien getrennt sammeln, den nicht verwertbaren 

M E H R

Das neben- und ehrenamtliche Engagement für den Verband erreicht Ende der 1980er-Jahre 

seine Grenzen. Ein Geschäftsführer muss her. Er kommt und hilft mit, einen Kehrichtbeseitiger 

in einen Abfallbewirtschafter zu verwandeln. An allen Fronten wird erfolgreich optimiert und 

rationalisiert. Nur auf dem Weg zur Kehrichtverbrennungsanlage Fänn stolpert der Verband. 

Dafür macht er aus der Eielen nicht nur eine Musterdeponie, sondern auch eine Goldgrube.

Der  
Geschäftsführer 
kommt
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Kehricht ausserhalb von Uri sauber verbrennen, die an-
fallende Schlacke in der Eielen deponieren und alles das 
gemäss Verursacherprinzip solid finanzieren. Die Umset-
zung dieses Konzepts hatte weitreichende Folgen – zu-
nächst für Sammlung und Transport.

Bis 1992 hatte Unternehmer Josef Bissig für den Sammel- 
und Transportdienst insgesamt zehn Personen im Einsatz 
gehalten: drei Chauffeure und sechs Belader für die drei 
Sammelequipen sowie einen Chauffeur für die Fahrten 
zur Verbrennungsanlage. Zur Verfügung standen bis anhin 
sieben Fahrzeuge. Doch dann halbierte die Sackgebühr 
die Kehrichtmenge, in allen Gemeinden wurde nur noch 
eine Abfuhr pro Woche nötig, und in der neu eröffneten 
Umladestation in der Eielen konnten die Sammelwagen 
den Kehricht in Grosscontainer abladen. Daher brauchte 
der Verband plötzlich deutlich kleinere Transportkapazitä-
ten. Im Lauf des Jahres 1992 sank der Personalbestand 
für den Sammel- und Transportdienst auf sechs; der Fahr-
zeugbestand verringerte sich auf zweieinhalb. Ab 1. März 
1995 – inzwischen hatte Thomas Bissig den Betrieb von 
Vater Josef übernommen – standen nur noch zwei Sam-
melfahrzeuge und vier Personen im Einsatz. Drei Jahre 
später kündigte der Verband den Vertrag mit der Trans-
portfirma Bissig auf den 31. Dezember 1999, um den 

Sammeldienst für die Siedlungsabfälle neu auszuschrei-
ben. Gleichzeitig prüfte der Verband, das Einsammeln 
künftig in Eigenregie auszuführen. Aus Kostengründen 
beschlossen die Delegierten am 17. Mai 1999, weiterhin 
einen externen Anbieter zu beauftragen. Den Zuschlag er-
hielt der günstigste: das Transportunternehmen von Peter 
und Ruedi Mattli aus Wassen. Damit fand die jahrzehn-
telange Zusammenarbeit zwischen dem Verband und der 
Transportfirma Bissig am 31. Dezember 1999 ihr Ende. Im 
Sammeldienst begann eine neue Epoche.

Doch zurück ins Jahr 1992. Weitreichende Folgen hatte 
das neue Entsorgungskonzept auch für die Entwicklung 
der Wertstoffbewirtschaftung in Uri. Der Verband for-
cierte die Separatsammlungen und das dezentrale Kom-
postieren, und die Menge der gesammelten Wertstoffe 
stieg sprunghaft. Da stellte der Verband plötzlich fest, 
dass er einen falschen Namen trug. «Zweckverband für 
Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri» war im Grunde ein 
Überbleibsel aus alten Abfallzeiten. Nicht mehr die Besei-
tigung von Kehricht war jetzt der Kern des Verbandsge-
schäfts, sondern die Bewirtschaftung. Darum änderten 
die Delegierten am 22. Juni 1993 im Rahmen einer Re-
vision des Organisationsstatuts den Verbandsnamen: in 
Zweckverband für Abfallbewirtschaftung im Kanton Uri – 
abgekürzt ZVAB. Neu bestimmt wurde auch der Zweck: 
«Der Verband bezweckt die gemeinsame umweltge-
rechte Erfüllung der Gemeindeaufgaben im Bereich der 
Bewirtschaftung von Abfällen, insbesondere von Sied-
lungsabfällen.» Ausserdem weitete der Verband die An-
nahmepflicht auf Gifte, Medikamente und Chemikalien 
aus, sofern es sich dabei nur um Kleinmengen aus Haus-
haltungen handelte. Annahmestellen für solche Klein-
mengen blieben wie bisher Apotheken und Drogerien. 
Sie sortierten die Ware und brachten sie ins Zwischen-
lager bei der Kläranlage Altdorf. Dort wurden die Stoffe 
von Mitarbeitern des Laboratoriums der Urkantone zur 

Epochen- 
wechsel beim 

Einsammeln

Beseitigung  
war gestern
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In den Jahren 1993 bis 2014 wurde der Urner  
Kehricht zum Verbrennen in die Kehricht- 
verbrennungsanlage Horgen gebracht.
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Entsorgung abgeholt. Da nun wegen des Ausbaus der 
Kläranlage Altdorf das bisherige Zwischenlager aufgeho-
ben wurde, übernahm der Verband den Bau eines neuen. 
Dafür bewilligten die Delegierten am 1. März 1993 einen 
Kredit von 150’000 Franken. Ein Jahr später lancierten 
sie das «Entsorgungskonzept ’96». Im Rahmen dieses 
Konzepts eröffnete der Verband im Oktober 1996 eine 
zentrale, bediente Sammelstelle in der Eielen. Dort konn-
te die Bevölkerung fortan Wertstoffe abgeben. Bei den 
Containern des Gewerbes wechselte der Verband im 
Jahr 1997 von der Volumen- zur Gewichtsgebühr; zwei 
Sammelfahrzeuge erhielten eine Wägeeinrichtung. Eine 
weitere grössere Änderung betraf den Karton: Anfang 
1998 stellte der Verband im gesamten Einzugsgebiet 
auf die Strassensammlung um. Bei der Entsorgung von 
Grüngut konnte er ab 2003 in einigen Gemeinden ver-
besserte Lösungen anbieten; im Folgejahr optimierte der 
Verband die Glassammlung. Das Einsammeln der Wert-
stoffe besorgten externe Vertragspartner.

Nicht verwertbarer Urner Kehricht verbrannte derweil 
noch immer in Horgen. Zwar hätte bis zum Ende der 
1990er-Jahre in Fänn die gemeinsame Verbrennungsan-
lage von Uri, Zug und Innerschwyz in Betrieb gehen sol-
len. Doch wieder einmal kam es anders als geplant. Am 

26. September 1993 fand das Projekt ein jähes Ende. In 
einem Referendum lehnten die Stimmberechtigten des 
Kantons Zug die Anlage in Fänn ab. Die Gründe dafür wa-
ren vielfältig. Zum einen hatte sich eine breite Diskussi-
on zur Frage nach dem zeitgemässen Verbrennungsver-
fahren entfacht. Zum anderen schienen bereits genug 
Verbrennungskapazitäten vorhanden zu sein, zumal die 
schweizweit ergriffenen Massnahmen zur Vermeidung 
und zur Wiederverwertung von Abfall Wirkung zeigten.

Den Verantwortlichen im Zweckverband bereitete das 
Referendum auf dem Weg nach Fänn indes keine ernst-
zunehmenden Sorgen, denn die Zusammenarbeit mit 
Horgen war einwandfrei. So beschlossen die Delegier-
ten am 12. Mai 1997, diese Zusammenarbeit zu verlän-
gern und einen neuen Vertrag zu schliessen. Er trat am 
1. Juni 1997 in Kraft und dauerte bis 31. Mai 2002. Spä-
ter verlängerten die beiden Vertragspartner die Zusam-
menarbeit bis Ende 2006 und danach bis Ende 2011. 
Auf Betreiben der Zürcher Kantonsregierung musste der 
Transport ab 1. Juni 1997 jedoch per Bahn erfolgen. Als 
Übergabeort wurde der Bahnhof Altdorf bestimmt. Mit 
dem Wechsel von der Strasse auf die Schiene verdop-
pelten sich die Transportkosten. Demgegenüber san-
ken die Verbrennungskosten. Nichts änderte sich am 
Grundsatz «Kehricht gegen Schlacke». Das bedeutete 
konkret: Auf dem Hinweg nach Horgen transportierten 
die Fahrzeuge den Kehricht aus Uri; auf dem Rückweg 
führten sie die Schlacke aus Horgen mit.

Die Schlacke aus Horgen wurde samt und sonders in 
der Deponie Eielen eingebaut. Von 1994 bis 2004 liess 
der Verband auch Rückstände aus der Horgener Rauch-
gasreinigung einbauen. Diese Rückstände bereitete die 
BEFAG Betonvorfabrikation AG in Flüelen auf, um sie an-
schliessend in der Eielen einzugiessen. Wie sich schnell 
zeigte, hatte der Verband mit der Eröffnung der Deponie 

Sammelstelle beim Schulhaus Isenthal im Jahr 2006.

Referendum  
auf dem Weg  

nach Fänn

Verlängerung  
für Horgen

Eine Muster- 
deponie als  
Goldgrube

ein höchst erfolgreiches Geschäftsmodell lanciert. Dank 
den Deponiegebühren konnte der Verband bald darauf 
verzichten, die Sockelbeiträge der Verbandsgemeinden 
zu erheben. Mehr noch: Für das Jahr 1999 schüttete 
der Verband zum ersten Mal in seiner Geschichte einen 
Überschuss an die Gemeinden aus. Und es sollte noch 
besser kommen: Im Rahmen einer Submission der Stadt 
Zürich sicherte sich der Verband im Dezember 2000 eine 
bedeutende Menge Schlacke, die von 2001 bis 2003 ein-
gebaut werden konnte und neue Einnahmen generierte. 
Weitere Verträge mit anderen Lieferanten folgten. Daher 
bewilligten die Delegierten am 19. November 2001 leich-
ten Herzens einen Kredit von 1,75 Millionen Franken für 
den Bau einer stationären Anlage zur Entschrottung von 
Schlacke. Aber nicht nur finanziell entwickelte sich die 
Deponie erfreulich. Die Überwachung des Betriebs zeig-
te, dass sich auch alle Auflagen des Umweltschutzes 
erfüllen liessen. Somit war es dem Verband in der Tat 
geglückt, seinen Traum zu verwirklichen und eine eigene 
Musterdeponie neuen Typs zu errichten. Von Zuständen 
wie ehemals in der Schwändi keine Spur!

Alles in allem, so darf man heute sagen, hatte der Ver-
band in den Jahren vor und nach der Jahrtausendwende 
einen glänzenden Lauf. Franz Xaver Muheim, der auf An-
fang 1995 die Nachfolge von Präsident Ernst Naef ange-
treten hatte, führte eine erfolgreiche Organisation. Die 
Arbeit lief rund, aber sie wurde immer grösser. Daher 
mussten mehr personelle Ressourcen her. Mit der War-
tung der Deponie Eielen hatte der Verband in den ersten 
Jahren das Transportunternehmen Bissig beauftragt. 
Doch am 1. Oktober 1997 stellte der Verband einen 
eigenen Deponiewart ein, und zwar in der Person von 
Markus Arnold aus Attinghausen. In den Diensten des 
Zweckverbands standen damit bereits zwei hauptamt-
liche Mitarbeiter: der Deponiewart und der Geschäfts-
führer. Wenig später schuf der Verband noch ein Teil-

pensum für den administrativen Bereich. Im Gegenzug 
zu diesen personellen Verstärkungen gab Martin Schu-
ler seine Aufgabe als nebenamtlicher Rechnungsführer 
auf. Gleiches hatte Ende 1995 bereits Sekretärin Mad-
len Zgraggen getan. Beide Funktionen – so alt wie der 
Verband selbst – gingen in der Geschäftsstelle auf. Und 
schon wenige Jahre später sollte den Zweckverband für 
Abfallbewirtschaftung im Kanton Uri dasselbe Schicksal 
ereilen. Er sollte in einer neuen Organisation aufgehen. 
Bleiben würde das seit Juli 2005 offizielle Namenskür-
zel: ZAKU.

Mehr Arbeit,  
mehr  

Mitarbeitende
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Aufbereitung und Einbau von Schlacke in der Deponie Eielen im Jahr 2003.
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Das Ende ist ein neuer Anfang. Am 19. November 2007, 
um 19.00 Uhr, treffen sich die Vertreterinnen und Vertre-
ter der neunzehn angeschlossenen Gemeinden zur letz-
ten Delegiertenversammlung des Zweckverbands für 
Abfallbewirtschaftung im Kanton Uri. Den Vorsitz führt 
Präsident Franz Xaver Muheim. Der Versammlungsort 
im Hotel Schlüssel in Altdorf liegt nur einen Katzen-
sprung entfernt vom Landratssaal, wo der Verband 41 
Jahre vorher gegründet wurde. Die Versammlung selber 
dauert bloss 20 Minuten. Der Schluss – ein Schluss-
strich unter eine bewegte Vergangenheit mit vielen 
Höhen und wenigen Tiefen – nimmt sich im Protokoll 
recht nüchtern aus: «Mit dem Dank an alle Beteiligten 
für die angenehme und gute Zusammenarbeit schliesst 
der Präsident die 67. ordentliche Delegiertenversamm-
lung.» Das wars.

Eingeläutet worden war das Ende des Zweckverbands 
bereits acht Monate vorher. Am 11. März 2007 be-
schlossen die Stimmberechtigten des Kantons Uri das 
kantonale Umweltschutzgesetz. Es verlangte, dass die 
Gemeinden des Kantons für die Entsorgung der Sied-
lungsabfälle eine Aktiengesellschaft nach kantonalem 

H E U T E  U N D  M O R G E N

Recht gründen. Diese Gesellschaft muss dafür sorgen, 
«dass im ganzen Kanton Siedlungsabfälle, Gartenabfäl-
le, organische Abfälle aus Gewerbebetrieben und Ab-
fälle, deren Inhaberin oder Inhaber nicht ermittelt wer-
den kann oder zahlungsunfähig ist, vorschriftsgemäss 
entsorgt werden». Für diesen Aufgabenbereich hat die 
Gesellschaft per Gesetz das Monopol. Um die Entsor-
gung zu finanzieren, muss sie kostendeckende und ver-
ursachergerechte Gebühren erheben. Oberstes Organ 
der Gesellschaft ist die Generalversammlung der Akti-
onärsgemeinden; sie wählt den Verwaltungsrat, der das 

Z A K U

Mit einem neuen Gesetz verwandeln die Urnerinnen und Urner den Zweckverband in eine 

Aktiengesellschaft. Diese führt die Sammlung von Grüngut ein und entwickelt das Geschäfts-

modell Deponie erfolgreich weiter. Und als ob das nicht schon gut genug wäre, verwirklicht 

sich erst noch ein lange gehegter Traum der Gründerväter des Zweckverbands. Allerdings ein 

wenig anders, als er einst geträumt wurde.

Die Renaturierung des ehemaligen Steinbruchs macht sichtbare Fortschritte.

Der ZAKU  
ist tot,  
es lebe  

die ZAKU!
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Unternehmen führt. Im Übrigen stärkte das neue Gesetz 
die Mitbestimmungsrechte der Stimmberechtigten. Be-
schlüsse über neue Ausgaben von mehr als 5 Millionen 
Franken unterstehen seither dem Referendum; ab 10 
Millionen Franken gilt die obligatorische Volksabstim-
mung. Auch den Namen der neuen Gesellschaft regelte 
das kantonale Umweltschutzgesetz. Unverändert blieb 
das Kürzel ZAKU. Es stand nun aber nicht mehr für 
Zweckverband für Abfallbewirtschaftung im Kanton Uri, 
sondern neu für Zentrale Organisation für Abfallbewirt-
schaftung im Kanton Uri. Diese Organisation trat am 19. 
November 2007, um 21.00 Uhr, also nach der letzten 
Delegiertenversammlung des alten Verbands, zu ihrer 
ersten Generalversammlung zusammen.

Der neue Präsident ist der alte: Franz Xaver Muheim. 
Im Hotel Schlüssel in Altdorf begrüsst er die Gemeinde-
vertreterinnen und -vertreter. Alle Aktien wurden nach 
Bevölkerungszahl auf die Gemeinden verteilt – und zwar 
auf alle zwanzig. Denn diesmal ist auch Seelisberg dabei. 
Die nördlichst gelegene Urner Gemeinde musste sich in 
die ZAKU einkaufen. Ihr Abfall wurde danach weiterhin 
vom Kehrichtverwertungsverband Nidwalden gesam-
melt und entsorgt; nur war der Vertragspartner ab 2008 
nicht mehr Seelisberg, sondern die ZAKU. So sind denn 
am 19. November 2007 im Hotel Schlüssel nebst dem 
Vorsitzenden versammelt: Barbara Bär und Stefan Plan-
zer für Altdorf, Yvonne Baumann für Andermatt, Othmar 
Arnold für Attinghausen, Peter Aschwanden für Bauen, 

Das heutige Zentrum der ZAKU in der Eielen.

Diesmal  
mit Seelisberg

Rolf Zurfluh für Bürglen, Urs Aschwanden und Paul Jans 
für Erstfeld, Simon Arnold für Flüelen, Willi Steiner für 
Göschenen, Alex Tresch für Gurtnellen, Marco Monn 
für Hospental, Monika Aschwanden für Isenthal, René 
Nager für Realp, René Zgraggen für Schattdorf, Louis 
Zurfluh und Vreni Müller für Seedorf, Verena Truttmann 
und Werner Truttmann für Seelisberg, Anton Zberg für 
Silenen, Robert Fischer für Sisikon, Franz Gisler für 
Spiringen, Josef Müller für Unterschächen und Daniel 
Kalbermatter für Wassen. Sie alle heissen das Regle-
ment über die Abfallabnahme und die Benützergebüh-
ren sowie das Reglement über die Entschädigung der 
Organe der ZAKU gut, genehmigen das Budget für das 
Jahr 2008, stimmen der offenen Ausschreibung für die 
Transportleistungen zwischen Attinghausen und Horgen 
zu und nehmen den mündlichen Bericht zur Deponie Ei-
elen zur Kenntnis. «Mit dem Dank an alle Beteiligten», 
so das Protokoll, «schliesst der Präsident die 1. ausser-
ordentliche Generalversammlung und lädt alle zu einem 
Imbiss ein.»

Mit dem kantonalen Umweltschutzgesetz erhielt die 
ZAKU also ihr heute rechtsgültiges Kleid als spezialge-
setzliche Aktiengesellschaft mit Sitz in Attinghausen. 
Für Betrieb und Organisation änderte sich indes we-
nig. Die operative Führung oblag noch immer dem Ge-
schäftsführer. Dieser hiess inzwischen Bernhard Inder-
gand. Der Erstfelder hatte seine Funktion im Jahr 2003 
– nach dem plötzlichen Tod von Beat Huwyler – über-
nommen und führte seither das Team der Angestellten. 
Dieses Team war weiterhin klein, denn weiterhin be-
auftragte die ZAKU externe Unternehmen mit wesent-
lichen Aufgaben. So blieb die gesamte Abfallsammlung 
im Verbandsgebiet bei der Mattli AG aus Wassen. Eben-
so extern wurde die Wertstoffsammlung ausgeführt. 
Eine wichtige Veränderung brachte das kantonale Um-
weltschutzgesetz jedoch fürs Grüngut. Für die Entsor-

gung von Gartenabfällen und organischen Abfällen aus 
Gewerbebetrieben war von Gesetzes wegen ja neu die 
ZAKU zuständig. Also startete der alte Verband schon 
im April 2007 die für Privathaushalte kostenlose Stras-
sensammlung von Gartenabfällen. Gesammelt wurde 
von da an in der Vegetationszeit von April bis November, 
und zwar jede zweite Woche. Zugelassen wurden grü-
ne Sammelbehälter aus Kunststoff. Die kostenpflichtige 
Sammlung von organischen Abfällen aus Gewerbebe-
trieben startete Anfang 2008. Verwertet – und zwar zu 
Ökostrom, Wärme und Dünger – wurde das organische 
Material in den ersten Jahren im damals neu eröffneten 
Biomassekraftwerk der Green Power Uri AG in Altdorf.

Und in der Eielen? Dort, in einer ehemaligen Armeeba-
racke, hatte die ZAKU eine neue Sammelstelle gebaut; 
diese ging im Frühling 2007 in Betrieb. Nebenan stand 
das Betriebsgebäude. Und gleich dahinter wuchs die 
Deponie in die Höhe, und zwar weiterhin höchst profi-
tabel. Bis Ende 2006 war die erste Etappe fertig. Aber 
schon stand die zweite Etappe bereit, und die Planung 
für die dritte lief 2008 an. Dank dieser dritten Etappe 
würde die ZAKU auch künftig genügend Erträge gene-
rieren, um ihren Aktionären eine Dividende auszuschüt-

Vision für die Zukunft:  
Modell der vollständig renaturierten Deponie Eielen.

Strom aus  
Grüngut

Profitables  
Wachstum
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«Abfall ist seit jeher etwas Besonderes», sagt Franz Xaver 

Muheim. «Abfall zieht auch ganz bestimmte Menschen 

an. In Süditalien zum Beispiel ist es die Mafia, die sich um 

die Abfallentsorgung kümmert.» Die Nähe zum Verbre-

chertum war es natürlich nicht, die Franz Xaver Muheim 

im Jahr 1995 an die Spitze des Zweckverbands für Abfall-

bewirtschaftung im Kanton Uri führte. Vielmehr hatte der 

Altdorfer Rechtsanwalt den Verband bereits lange Zeit 

zuvor in juristischen Fragen beraten. So kam die Anfrage 

des damaligen Präsidenten Ernst Näf, die Führung des 

Verbands zu übernehmen, für Franz Xaver Muheim ei-

gentlich nicht ganz so überraschend. «Jedenfalls sagte ich 

sofort zu», erzählt Franz Xaver Muheim. «Als Anwalt war 

ich ja immer nur in beratender, aber nie in entscheiden-

der Funktion tätig. Nun erhielt ich die Möglichkeit, selber 

etwas zu entscheiden und zu bewegen.» Und zu bewegen 

gab es viel.

«Die grösste Herausforderung war wohl, das Wachstum 

der ersten drei Jahrzehnte zu konsolidieren und den Ver-

band selber von einer Art Verwaltungsabteilung in ein mo-

dernes Unternehmen zu verwandeln», sagt der 64-jährige 

Franz Xaver Muheim im Jubiläumsjahr der ZAKU. «Ich 

vertrat die Auffassung, dass der Zweckverband nach be-

triebswirtschaftlichen Grundsätzen geführt werden sollte. 

Unsere Kundinnen und Kunden hatten einen Anspruch 

darauf, dass ihre Gebühren im richtigen Verhältnis zur 

erbrachten Leistung standen.» Den neuen Kontenplan 

für den Verband erstellte Franz Xaver Muheim eigenhän-

dig. Ausserdem gliederte er den Zweckverband in die drei 

Sparten Abfallentsorgung, Deponiebetrieb und zentra-

le Dienste. Um den steigenden Preisen gegenzusteuern, 

schrieb der Verband unter Franz Xaver Muheim alle exter-

nen Leistungen nach und nach neu aus. «Wir nutzten die 

damals neuen Regeln im öffentlichen Beschaffungswesen  

 

Franz Xaver Muheim

als Instrument, um die Konkurrenz spielen zu lassen.» 

Das brachte dem Verband zwar persönliche Anfeindun-

gen und sogar Gerichtsverfahren ein; doch die Preise 

für Sammeldienst und Transport, für Verbrennung und 

Schlackenannahme entwickelten sich zugunsten des Ver-

bands und dessen Kunden. Bei den Kosten für den Sam-

meldienst – gerechnet pro Tonne – war der Zweckverband 

am Ende sogar der günstigste weit und breit, obschon das 

Verbandsgebiet wegen der Topografie und der Streusied-

lungen eigentlich ein schwieriges Sammelterrain war.

Franz Xaver Muheim setzte sich somit fast zwei Jahrzehnte 

lang dafür ein, den Verband wirtschaftlich fit zu trimmen. 

Mit durchschlagendem Erfolg: Schon bald liessen sich alle 

neuen Anlagen jeweils sofort abschreiben, und der Depo-

niebetrieb entwickelte sich zur Cashcow der Gemeinden. 

Franz Xaver Muheim seinerseits avancierte zum mit Ab-

stand dienstältesten Präsident der Verbandsgeschichte, 

wofür er von seiner Frau den schönen Ehrentitel «Ober-

komposti» erhielt. Mitte 2012 ging die Ära Muheim zu Ende. 

Franz Xaver Muheim übernahm das Verwaltungsratspräsi-

dium der Renergia Zentralschweiz AG und legte sein Amt 

bei der ZAKU nieder.  «Der Abschied fiel mir schwer», sagt 

Franz Xaver Muheim, «zum einen aus menschlichen Grün-

den, zum anderen von der Aufgabe her.»

Freilich ist auch die Führung der Renergia eine schöne he-

rausfordernde Aufgabe. Die erste Herausforderung war, 

die Anlage termingerecht sowie im Rahmen des Budgets 

und der qualitativen Vorgaben zu erstellen. Das gelang. 

Die jetzige Herausforderung ist, die Anlage finanziell er-

folgreich zu betreiben. Keine leichte Aufgabe, zumal die 

Betriebskosten wenig Spielraum für Einsparungen lassen, 

während die Preise für Strom in den vergangenen Jahren 

eingebrochen sind und die Papierfabrik Perlen – die Ab-

Fitnesskur mit dem «Oberkomposti»
nehmerin des Dampfs – mit wirtschaftlichen Schwierigkei-

ten kämpft. Immerhin kann Franz Xaver Muheim bei der 

Renergia auf einen gut ausgebauten Stab zählen. «Bei der 

ZAKU liefen wir personell auf dem Zahnfleisch, da steck-

te ich tief im operativen Geschäft drin», sagt Franz Xaver 

Muheim. Um augenzwinkernd zu ergänzen: «Bei der Re-

nergia muss ich eigentlich nur noch meine Reden selber 

schreiben.»

Die Renergia Zentralschweiz in Perlen entfachte Anfang 2015 das Feuer;  

seit dem 23. Februar 2015 rollt der Urner Kehricht dorthin. 
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ten und allfällige Defizite aus der Abfallbewirtschaftung 
decken zu können. Die eingebaute Schlacke stammte 
übrigens noch immer zum schönen Teil aus Horgen, wo 
die ZAKU den Urner Kehricht verbrennen liess. Kehricht 
und Schlacke wurden in den Jahren 2007 und 2008 kurz-
zeitig auf der Strasse transportiert; danach kam wieder 
die Kombination von Strasse und Schiene zum Einsatz. 
Den glänzenden Lauf, den der alte Zweckverband zur 
Jahrtausendwende hatte, setzte die neue ZAKU nahtlos 
fort. Fast möchte man sagen, ewig hätte es so weiter-
gehen können. Ging es aber nicht. Und das war gar nicht 
mal schlecht.

Dass es nicht ewig wie bisher weitergehen konnte, hat-
te einen einfachen Grund: Keine Kehrichtverbrennungs-
anlage auf dieser Welt hält ewig. Zwar konnte die ZAKU 
den Vertrag mit Horgen noch einmal verlängern, doch ab 
2015 würde Schluss sein, denn in Horgen stand ein Um-
bau an. Da traf es sich gut, dass auch die Verbrennungs-
anlage Luzern ihre Lebensdauer erreicht hatte. Ein Neu-
bau bot die Chance, das Verbrennungsproblem in der 
ganzen Zentralschweiz auf einen Schlag zu lösen. Und 
so ging es denn wirklich Schlag auf Schlag weiter. Unter 
dem Namen Renergia sammelten sich im Jahr 2009 die 
Träger der Abfallwirtschaft aller Zentralschweizer Kan-

tone. In Perlen wollten sie nicht einfach eine Verbren-
nungsanlage bauen, sondern ein hochmodernes Kraft-
werk, das den Zentralschweizer Abfall als Brennstoff 
nutzt, um Dampf und Strom zu produzieren: Dampf für 
die unmittelbar benachbarte Papierfabrik Perlen, Strom 
fürs allgemeine Netz. Die Papierfabrik konnte sich so 
unabhängig vom Heizöl machen, die Abfallbewirtschaft 
sparte Verbrennungskosten und Transportkilometer für 
lange Kehrichtexporte, und die ZAKU hoffte auf Schla-
cke aus dem neuen Werk. Darum arbeitete die ZAKU 
von Beginn an aktiv am Projekt Renergia mit. Am 28. Fe-
bruar 2012 gründeten die Zentralschweizer Abfallbewirt-
schafter die Renergia Zentralschweiz AG, an der sich 
die ZAKU mit den vorgesehenen 3,8 Prozent beteiligte. 
«Für die ZAKU AG bedeutet die Beteiligung an der Re-
nergia Zentralschweiz AG, dass die Entsorgung der Ur-
ner Abfälle auf Jahrzehnte hinaus gesichert ist», schrieb 
Präsident Franz Xaver Muheim im Bericht über das Jahr 
2011. «Zudem werden die Kosten dafür sinken, denn 
die Transporte können so langfristig organisiert werden, 
und die lokalen Verbrennungspreise sind tiefer.»

Bis Ende 2011 lag die Baubewilligung vor, am 13. Sep-
tember 2012 war Spatenstich. Am 17. September 2013 
schliesslich konnte die ZAKU mit der Renergia Zentral-
schweiz AG den erhofften Vertrag für die Schlackenlie-
ferung abschliessen. Die bedeutenden künftigen Lie-
ferungen bildeten ihrerseits die Grundlage für grosse 
Investitionsprojekte der ZAKU. So bewilligte die Gene-
ralversammlung am 4. November 2013 einen Rahmen-
kredit von 4,18 Millionen Franken, um die Kapazitäten 
von Logistik und Schlackenaufbereitung zu erhöhen. Ein 
Jahr später stand in der Eielen bei Attinghausen alles be-
reit, Anfang 2015 entfachte die Renergia das Feuer, am 
23. Februar 2015 rollte der Urner Kehricht nach Perlen. 
Damit wurde ein lange gehegter Traum der Gründerväter 

Mit Volldampf  
in die Zukunft

Ein alter  
Traum wird  
doch noch  
wahr

Randabdichtung in der Deponie Eielen im Jahr 2010. 
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Die Renergia in Perlen entfachte das Feuer am  
7. Januar 2015. Vom 23. Februar 2015 an rollte  
der Urner Kehricht zur Verbrennung dorthin. 
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des Zweckverbands am Ende doch noch wahr: der Traum 
von einer eigenen Kehrichtverbrennungsanlage. Zwar 
stand diese Anlage nicht in Schattdorf, sondern in Per-
len. Zwar gehörte sie nicht der ZAKU allein, sondern allen 
Abfallbewirtschaftern der Zentralschweiz gemeinsam. 
Zwar liefert sie ihre Wärme nicht an die Urner Industrie, 
sondern an eine Luzerner Papierfabrik. Doch dafür war 
die neue Anlage grösser und schöner und sauberer und 
effizienter, als es sich die Gründerväter des alten Zweck-
verbands je hätten träumen lassen. Und obendrein war 
der erste Verwaltungsratspräsident der Renergia Zentral-
schweiz AG der legitime Erbe der ZAKU-Gründerväter: 
Franz Xaver Muheim. Seinen Platz an der ZAKU-Spitze 
hatte er Ende Juni 2012 für Beat Walker geräumt.

Heute, im Jubiläumsjahr der ZAKU, heisst der Präsident 
noch immer Beat Walker. Die Führung des operativen 
Geschäfts liegt bei Edi Schilter. Der diplomierte Kulturin-
genieur ETH aus Schattdorf trat am 1. November 2014 
die Nachfolge von Bernhard Indergand an. Er führt acht 
Mitarbeitende. Sie alle verstehen sich als kundenorien-
tiertes Dienstleistungsunternehmen, das zwei Sparten 
nach wirtschaftlichen Grundsätzen betreibt. Die eine 
Sparte ist die Abfallbewirtschaftung. Die ZAKU sammelt 
den Kehricht aus Urner Haushalten und Gewerbebetrie-

ben, transportiert ihn zur Verbrennungsanlage und lässt 
ihn dort gesetzeskonform verwerten. Für Wertstoffe 
wie Glas, Aluminium, Weissblech und Altöl stellt die 
ZAKU den Gemeinden Sammelcontainer zur Verfügung. 
Für den Betrieb der über fünfzig Sammelstellen sind 
die Gemeinden verantwortlich. Die ZAKU lässt die vol-
len Container durch beauftragte Unternehmen abholen 
und verwertet die Wertstoffe. Darüber hinaus betreibt 
die ZAKU noch immer ihre Direktannahmestelle in der 
Eielen. Diese ist seit dem 1. Januar 2015 die einzige 
Sammelstelle für Gifte aus Privathaushalten. Für Pa-
pier und Karton führt die ZAKU zusammen mit den Ge-
meinden jährlich mehrere Strassensammlungen durch. 
Kompostierbare Abfälle holt die ZAKU weiterhin via Se-
paratsammlung ab. Nachdem das Biomassekraftwerk 
der Green Power Uri AG infolge eines Brands im Herbst 
2012 stillgelegt werden musste, gehen die kompostier-
baren Abfälle nach auswärts zur Verwertung. Die zweite 
Sparte des Unternehmens ist die Deponie: Die ZAKU 
rekultiviert den Steinbruch Eielen, indem sie dort Schla-
cke aus Kehrichtverbrennungsanlagen einbaut. Eine 
Entschrottungsanlage entzieht der Schlacke Metalle, 
die verkauft werden. Die Kosten für Sammlung, Trans-
port und Verbrennung des Kehrichts deckt die ZAKU 
mit verursachergerechten Gebühren nach Gewicht oder 
Gebinde. Die Separatsammlungen und vor allem die 
Grünabfuhr sind defizitär. Trotzdem verlangt die ZAKU 
von den beteiligten Gemeinden keine Sockelgebühr pro 
Einwohner oder Haushalt. Vielmehr deckt sie den Fehl-
betrag aus dem Gewinn der Deponie. Dieser Gewinn 
reicht noch immer aus, um den Aktionären sogar eine 
Dividende auszuschütten.

Mit Blick aufs Ganze darf man sagen: Die Hoffnungen, die 
vor fünfzig Jahren in die Gründung des Zweckverbands 
für Kehrichtbeseitigung im Kanton Uri gesetzt wurden, 
hat die Zentrale Organisation für Abfallbewirtschaftung 

Blick über die Eielen ins winterlich verschneite Schächental.

Moderner  
Zweisparten- 

betrieb

Erfüllte  
Hoffnungen

Guten Muts in die Zukunft: Um die künftigen Herausforderungen zu meistern, ist die ZAKU heute beneidenswert gut in Schuss.

im Kanton Uri weitgehend erfüllen können. Die Sied-
lungsabfälle aus Haushalten und Gewerbebetrieben wer-
den sauber, günstig und – dank der Schlackendeponie 
Eielen – letzten Endes sogar innerhalb von Uri verwer-
tet. Damit endet unsere Geschichte. Um die absehbaren 
künftigen Herausforderungen zu meistern, ist die ZAKU 
heute strukturell und personell beneidenswert gut aufge-
stellt. Ihre Geschichte lehrt zwar: Es kommt immer ein 
wenig anders, als man denkt. Doch solche Wendungen 
machten die ZAKU immer nur eines: besser.
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Anton Zberg

(1966-1977)

Ambros Zgraggen

(1978-1983)

Rudolf Brügger

(1984-1986)

Dr. Ernst Naef

(1986-1994)

Dr. Franz Xaver Muheim

(1995-2012)

Beat Walker

(ab 2012)

Präsidium

64In Uri nimmt der Kehricht manchmal auch die Seilbahn.  
Josef Planzer bringt seine Güselsäcke zur Bergstation der  
Luftseilbahn Schattdorf-Haldi. Sebi Gisler zieht den gefüllten  
Container bei der Talstation aus der Kabine.

Verwaltungsrat

Bonetti Hanspeter, Ennetbürgen (ab 2007)

Dubacher Paul, Seedorf (ab 2007)

Furrer Margrit, Schattdorf (ab 2007)

Gisler Reto, Attinghausen (2007-2011)

Keusch Donat, Altdorf (ab 2007)

Muheim Franz Xaver, Altdorf (2007-2012) 

Schmid Karl, Attinghausen (ab 2012)

Trüb Stefan, Schattdorf (2007-2015)

Walker Beat, Flüelen (ab 2012)

Betriebskommission

Arnold Franzsepp, Flüelen (1966-1972)

Amherd Marianne, Andermatt (2004-2007)

Arnold Leo, Altdorf (1966-1967)

Bachmann Helen, Altdorf (1992-1997)

Baumann Peter, Altdorf (1976-1979)

Bonetti Hanspeter, Ennetbürgen (1986-2007)

Brücker Walter, Altdorf (1984-1987)

Brügger Rudolf, Erstfeld (1974-1986)

Burri Werner, Altdorf (1994-2003)

Dahinden Hansheiri, Altdorf (1968-1971)

Dubacher Paul, Seedorf (2000-2007)

Furrer Margrit, Schattdorf (2004-2007)

Furrer Paul, Attinghausen (1990-2007)

Gisler Rolf, Schattdorf (1987-1994)

Hartmann Karl, Altdorf (1972-1975)

Huber Hans, Erstfeld (1990-2004) 

Huber Josef, Göschenen (1966-1975)

Indergand Anton, Schattdorf (1995-1999)

Inderkum Hansheiri, Altdorf (1980-1981)

Kehrli Hans, Altdorf (1988-1991)

Keusch Donat, Altdorf (1994-2007) 

Muheim Franz Xaver, Altdorf (1994-2007)

Naef Ernst, Altdorf (1982-1994)

Näf Josef, Erstfeld (1986-1989)

Schenk Paul, Andermatt (1976-1986)

Schuler Martin, Seedorf (1998-1999)

Süess Hans, Erstfeld (1966-1967)

Trachsel Werner, Bürglen (1978-1987)

Trüb Stefan, Schattdorf (2000-2007)

Zberg Anton, Schattdorf (1966-1977)

Zgraggen Ambros, Attinghausen (1968-1983)

Geschäftsführung

Huwyler Beat (1990-2003)

Indergand Bernhard (2003-2014)

Schilter Edi (ab 2014)

Ehemalige und aktuelle Funktionsträger
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M E I L E N S T E I N E  D E R  V E R B A N D S G E S C H I C H T E

1963

17. Dezember 1963
Die vorbereitende Studien-
kommission zur Gründung 
eines Urner Kehrichtzweck-
verbands konstituiert sich 
unter der Leitung von  
Anton Zberg.

1. Juli 1967
Der neue Zweckverband beginnt mit dem  
Sammeldienst und dem geordneten  
Deponiebetrieb in der Schwändi bei Attinghausen 
für die ersten zehn Gemeinden. Die übrigen neun 
folgen am 1. Januar 1968.

23. Oktober 1982
Im Rahmen einer Statuten
revision schliesst der 
Zweckverband die Alt
glasbeseitigung neu in 
seine Aufgaben ein.

2. Oktober 1986
Die Delegierten geneh-
migen alle erforderlichen 
Verträge und Kredite für 
den Bau einer neuen  
Kehrichtdeponie in der 
Eielen bei Attinghausen.

10. Juni 1966
Die Urner Gemeinden – mit 
Ausnahme von Seelisberg 
– gründen in Altdorf den 
Zweckverband für Kehricht-
beseitigung im Kanton Uri. 25. April 1977

Die Kehrichtdeponie 
Schwändi ist das erste Mal 
voll. Der Zweckverband 
muss den Kehricht zur 
Verbrennung nach Hinwil 
bringen. Ein Jahr später, am 
31. März 1978, schliesst 
die Deponie Schwändi 
endgültig.

1. Januar 1985
Der Vertrag mit der Verbren-
nungsanlage in Hinwil ist 
ausgelaufen. Der Zweck-
verband lässt die Urner 
Siedlungsabfälle neu in 
Oftringen verbrennen. Beim 
Altpapier geht der Verband 
dazu über, die Sammlungen 
der privaten Organisationen 
finanziell zu unterstützen.

28. November 1989
Der Zweckverband  
schafft die Stelle eines  
Geschäftsführers. Am 1. 
Oktober 1990 tritt  
der damals 44-jährige  
Beat Huwyler die neue 
Stelle an.

1966 1967 1977 1982 1985 1986 1989

1. März 1992
Mit der Einführung der 
Sackgebühr startet der 
Zweckverband ein neues 
Kehrichtregime in Uri.  
Die Wirkung ist durch
schlagend. Innert  
Jahresfrist halbiert sich  
die Kehrichtmenge.

22. Juni 1993
Im Rahmen einer Revision 
des Organisationsstatuts er-
hält der Verband einen neu-
en Namen: Zweckverband 
für Abfallbewirtschaftung 
im Kanton Uri – abgekürzt 
ZVAB. Ab Juli 2005 lautet 
das Kürzel offiziell ZAKU.

31. Dezember 1999
Die jahrzehntelange Zusam-
menarbeit des Verbands 
mit dem Transportunter-
nehmen Bissig endet. 
Ab dem 1. Januar 2000 
besorgt die Mattli AG aus 
Wassen das Einsammeln 
des Urner Kehrichts. Für 
das Jahr 1999 kann der Ver-
band übrigens zum ersten 
Mal in seiner Geschichte 
einen Überschuss an die 
Gemeinden ausschütten.

28. Februar 2012
Die Zentralschweizer Abfall-
bewirtschafter gründen die 
Renergia Zentralschweiz 
AG. Die ZAKU beteiligt  
sich mit 3,8 Prozent.  
Erster Renergia- 
Verwaltungsratspräsident 
ist ZAKU-Präsident  
Franz Xaver Muheim. 

Herbst 1992
In der Eielen startet der 
Deponiebetrieb – aber nicht 
für Kehricht, sondern für 
Schlacke. Die Schlacke 
stammt aus der Verbren-
nungsanlage in Horgen, 
wo der Urner Kehricht ab 
Herbst 1992 verbrannt  
wird.

Oktober 1996
In der Eielen eröffnet  
der ZAKU eine zentrale,  
bediente Sammelstelle. 
Dort kann die Bevölkerung 
fortan Wertstoffe abgeben.

19. November 2007
Der ZAKU geht, die ZAKU 
kommt. In Altdorf löst 
sich der Zweckverband für 
Abfallbewirtschaftung auf. 
Nachfolgerin ist die Zentrale 
Organisation für Abfallbe-
wirtschaftung im Kanton Uri. 
Grund für die Ablösung ist 
das neue kantonale Umwelt-
gesetz. Bereits im April 2007 
startete die Strassensamm-
lung von Gartenabfällen.

7. Januar 2015
Die Renergia entfacht das 
Feuer. Vom 23. Februar 
2015 an rollt der Urner 
Kehricht zur Verbrennung 
nach Perlen.
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H E R Z L I C H E  G R AT U L AT I O N !G A N Z

Die Urner Gemeinden danken ihrer ZAKU für die hervorragende Arbeit  
in den vergangenen fünf Jahrzehnten.
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